
I. Einleitung
Ein Arrestbewilligungsverfahren wird zumeist von  grosser
Hektik begleitet. Der Arrestgläubiger möchte Vermögen
des Arrestschuldners provisorisch mit  betreibungsrechtlichem
Beschlag belegen, ohne vorher seinen Anspruch  gegenüber
dem Arrestschuldner in einem kontradiktorischen  Verfahren
vom Gericht feststellen zu lassen, sei es im Rahmen eines
ordentlichen Prozesses oder im Rahmen eines Rechtsöff-
nungsverfahrens1. Bei einer Arrestbewilligung handelt es
sich daher um einen unter Mitwirkung des Gerichtes  ins -
zenierten Überfall des Arrestgläubigers auf das Vermögen
des Arrest schuldners2.

Kein Entscheid kann aber so wichtig sein, dass er nicht
kritisch hinterfragt und sorgfältig begründet werden kann.
Der Anwalt, der für den Arrestgläubiger ein Arrestbewilli -
gungsverfahren einleitet, ist dabei speziell gefordert. Ein
erfolgreich erwirkter Arrest und die dadurch provozierten
weiteren gerichtlichen Auseinandersetzungen, in die der
Arrestgläubiger involviert wird bzw. werden kann (Rechts-
mittelverfahren gegen den Arrestbefehl bzw. gegen die 
Arrestverweigerung, Prosequierungsverfahren, Arrestkau-
tionsverfahren, Beschwerdeverfahren, Widerspruchsver-
fahren, Schadenersatzverfahren) erfordern vom Anwalt ein
hohes Mass an (vorprozessualer) Aufklärung des Arrest-
gläubigers3. nachfolgend werden einige spezifische Eigen -
heiten der verschiedenen Arrestverfahren – ausführlich be-
züglich des Arrestbewilligungsverfahrens – dargestellt, die
der Anwalt, entsprechend auch derjenige, der den Arrest-
schuldner vertritt, beachten und je nach konkretem Fall mit
seinem Mandanten besprechen sollte. Zusätzlich wird eine
Checkliste über das formelle Arrestrecht der  verschiedenen
Arrestverfahren erstellt, die dem praktizierenden Anwalt
die tätigkeit im formellen Arrestrecht erleichtern soll4.

II. Arrestbewilligungsverfahren

1. Zweck
Mit dem Arrest werden auf Antrag eines Arrestgläubigers
bestimmte Vermögenswerte des Arrestschuldners im Hin-
blick auf eine spätere Zwangsvollstreckung provisorisch
mit betreibungsrechtlichem Beschlag belegt. Der Arrest
hat reine Sicherungsfunktion und lediglich provisorischen
Charakter5. Es ist nicht erforderlich, dass die beschlag -
nahmten Vermögenswerte einen direkten Bezug zur Forde -
rung des Arrestgläubigers gegenüber dem Arrestschuldner
haben, d.h. dass z.B. der Arrestschuldner die arrestierte
Liegenschaft mit veruntreutem Geld des Arrestgläubigers
gekauft hat. Vielmehr können unabhängig von der Arrest-
forderung irgendwelche Vermögensgegenstände des Arrest -
schuldners arrestiert werden6. Ausserordentlich wichtig ist,
dass der Arrestgläubiger weiss, dass er nach erfolgreicher
Arrestbewilligung keinen Anspruch auf Aushändigung der
beschlagnahmten Vermögenswerte hat, sondern  verpflichtet
ist – sofern sich der Arrestschuldner wehrt –, seinen An-
spruch rechtzeitig von einem in- oder ausländischen  Gericht
feststellen zu lassen.

2. Parteifähigkeit, Prozessfähigkeit
Die Prozessfähigkeit ist die Fähigkeit zur rechtswirksamen
Vornahme eigener Prozesshandlungen und zur Entgegen-
nahme solcher des Gegners und des Gerichts. Sie setzt Partei -
fähigkeit, d.h. heisst die Fähigkeit, als Partei in einem  Prozess
beteiligt zu sein, voraus7. Diese allgemeinen Prozessvor-
aussetzungen gelten im gesamten Arrestrecht8, so auch im
Arrestbewilligungsverfahren. Der Anwalt ist daher  gehalten,
insbesondere im internationalen Verkehr vor Verfahrensein -
leitung zu prüfen, ob ausländische Rechtssubjekte partei -
fähig und prozessfähig sind, was mitunter sehr schwierig
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1 Die Sicherungsmassnahme gemäss Art. 39 des Europäischen
Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit und
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (Lugano-Übereinkommen, LugÜ) ist, wie
auch Arrestforderungen öffentlich-rechtlicher Art, nicht Ge-
genstand des vorliegenden Aufsatzes. Vgl. dazu AGnES At-
tESLAnDER-DÜRREnMAtt, Sicherungsmittel "à  discrétion"?
Zur Umsetzung von Art. 39 LugÜ in der Schweiz, AJP/PJA
2001, 180 ff. Zu Arrestforderungen öffentlich-rechtlicher Art
vgl. CARL JAEGER/HAnS ULRiCH WALDER/tHoMAS M. KULL/
MARtin KottMAnn, SchKG, 4. A. 1997/1999, Art. 271 n 8
und Art. 278 n 21 f.

2 HAnS SCHMiD, Der Arrest im SchKG, Schriftenreihe SAV
Band 4, 28; DoMiniK GASSER, Das Abwehrdispositiv der Ar-
restbetroffenen nach revidiertem SchKG, ZBJV 130 (1994)
583; Botschaft über die Änderung des Bundesgesetzes über
Schuldbetreibung und Konkurs vom 8. Mai 1991 (Sonder-
druck), 162. Zu den Konsequenzen (Kostenfolgen, ordnungs -
strafe), falls der Arrestgläubiger bzw. dessen  Rechtsvertreter
dem Gericht (absichtlich) nicht den vollständigen  Sachverhalt
offen legt, vgl. ZR 2002 nr. 24.

3 PAUL WEGMAnn, Handbuch über die Berufspflichten des
Rechtsanwaltes im Kanton Zürich, Zürich 1988, 86 f.; HAnS

niGG, Die zivilrechtliche Aufklärungspflicht des Rechtsan-
waltes, SVZ 62 (1994) 7/8, 205 ff.

4 Für eine Checkliste zum materiellen Arrestrecht vgl. FELix

C. MEiER-DiEtERLE, Der "Ausländerarrest" im revidierten
SchKG – eine Checkliste, AJP/PJA 1996, 1416 ff. Vgl. im
Übrigen Zusammenstellung bei KARL SPÜHLER/SUSAnnE B.
PFiStER: SchKG i, Zürich 1999, S. 238 f.

5 SchKG-StoFFEL, Art. 271 n 1; SchKG-REiSER, Art. 275 
n 4; BGE 123 ii 613 E. 6b aa; vgl. Art. 281 Abs. 3 SchKG.

6 Entsprechend kann der Arrest für genau den Betrag, für den
er bewilligt wurde, prosequiert werden. in welcher Höhe
Arrest gegenstände vom Arrest erfasst werden, ist irrelevant,
sofern der Arrest nicht "leer" ist, d.h. keine Arrestgegen-
stände mit Beschlag belegt werden konnten. BGE 117 ii 90.

7 RiCHARD FRAnK/HAnS StRÄULi/GEoRG MESSMER, Kommen -
tar zur Zürcherischen Zivilprozessordnung, Zürich 1997, 
§§ 27 und 28; oSCAR VoGEL/KARL SPÜHLER, Grundriss des
Zivilprozessrechts, Bern 2001, § 25 n 1 und 16; SchKG-
SCHMiD, Art. 49 n 1.

8 SchKG-REiSER, Art. 278 n 9; YVonnE ARtHo Von GUntEn,
Die Arresteinsprache, Zürich 2001, 65 f.

Formelles Arrestrecht – eine Checkliste
Felix C. Meier-Dieterle, Rechtsanwalt, Zürich
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sein kann9. Dem Arrestgläubiger ist es sodann – aus Kos -
tengründen – nicht gedient, wenn mangels Parteifähigkeit
erst im Prosequierungsverfahren auf die Klage nicht einge -
treten wird und der Arrestbeschlag dahin fällt. Zu  beachten
ist allerdings immer, dass im Arrestbewilligungsverfahren
gemäss Art. 272 Abs. 1 SchKG die Arrestforderung nur
glaubhaft zu machen ist. Zur Glaubhaftmachung der Forde -
rung gehört auch, nachzuweisen, welchem Rechtssubjekt
die Arrestforderung "gehört" bzw. ob ein Rechtssubjekt
überhaupt parteifähig ist und ihm demnach eine Forderung
"gehören" kann. Daraus folgt, dass auch die  Parteifähigkeit
nur glaubhaft gemacht werden muss. Es ist demnach unzu -
lässig, wenn ein Gericht im Arrestbewilligungsverfahren
den strikten nachweis der Parteifähigkeit verlangen  würde.

3. Örtliche Zuständigkeit
Der Arrest wird grundsätzlich vom Richter des ortes be-
willigt, wo die Vermögensgegenstände sich befinden (etwa
Warenlager, Grundstück10 oder Goldmünzen in einem Bank -
tresor, Art. 272 Abs. 1 SchKG). Wird demgegenüber nicht
ein Vermögensgegenstand, sondern eine Forderung arres -
tiert, gilt als ort des Vermögensgegenstandes der  Wohnsitz
bzw. Sitz des Arrestschuldners. Handelt es sich um eine For -
derung eines Arrestschuldners im Ausland z.B. gegenüber
einer Bank in der Schweiz auf Auszahlung eines Konto-
guthabens, gilt als ort der Sitz der Bank (als sogenannte
Drittschuldnerin)11.

im Zusammenhang mit der Arrestierung von Bankgut-
haben ist auf zwei neuere, sich zum teil widersprechende
Gerichtsentscheide zu verweisen. Das obergericht Zürich
hat mit Entscheid vom 14. Mai 1999 ausgeführt, "(…) von
der bisherigen Praxis (…) abzuweichen und die Sicherung
sämtlicher Forderungen gegenüber einer Grossbank an  deren
Hauptsitz zuzulassen, und zwar unbesehen darum, ob es
sich um solche ausländischer Kunden aus dem Geschäfts-
verkehr mit Filialen handelt"12. Das Bezirksgericht Zürich
hat demgegenüber am 10. Januar 2001 entschieden, dass
es örtlich unzuständig sei, ein Arrestbegehren zu  beurteilen,
mit dem der Arrestgläubiger Forderungen des Arrestschuld -
ners gegenüber der Filiale einer Bank in einem anderen
Betreibungskreis als der Stadt Zürich arrestieren wollte13.

Wie erwähnt gilt gemäss "konstanter  bundesgerichtlicher
Praxis" bei der Arrestierung von Forderungen von Arrest-
schuldnern im Ausland gegenüber Drittschuldnern in der
Schweiz der schweizerische Sitz des Drittschuldners als
ort, wo sich die Vermögensgegenstände gemäss Art. 272
Abs. 1 SchKG befinden14. Rechtlich gesehen ist der Dritt-
schuldner bei Bankforderungen immer die Bank an deren
juristischen, d.h. im Handelregister eingetragenen Sitz. Al-
leine diese juristische Einheit erfüllt die Voraussetzung,
um gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung "Sitz des
Drittschuldners" und somit Anknüpfungspunkt für die
 Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit zu sein. Für die
Beurteilung der örtlichen Zuständigkeit für Arrestbewilli-
gungen spielt es daher keine Rolle, mit welcher Filiale oder
(sogar im Handelsregister eingetragenen) Zweigniederlas-
sung der Bank der Arrestschuldner Geschäftsbeziehungen
pflegt; ob der Arrestschuldner Anspruch darauf hat, dass

ihm sein Guthaben neben dem Hauptsitz bei allen Filialen
oder Zweigniederlassungen der Bank ausbezahlt wird; ob
der Arrestschuldner die Bank (auch) am ort der Filiale oder
Zweigniederlassung einklagen darf; wie und wo die Kun-
dengelder aufbewahrt werden bzw. wie die Abwicklung
des Zahlungsverkehrs organisiert ist15. Entscheidend ist  unter
dem Gesichtspunkt von Art. 272 Abs. 1 SchKG allein der
im Handelsregister eingetragene juristische, d.h. handelsre -
gisterrechtliche Hauptsitz der Bank16.

Von der Frage, ob ein Arrestbegehren beim Richter am
Hauptsitz der Bank eingebracht werden kann, ist die  Frage
zu unterscheiden, ob ein Arrestbegehren zusätzlich auch
am ort derjenigen Filiale bzw. Zweigniederlassung einge-
bracht werden könnte, mit der der Arrestschuldner seine
Bankbeziehung pflegt. Diese Frage ist zu bejahen. Mit Auf-
nahme einer Bankbeziehung über eine Filiale oder Zweig-
niederlassung bringt die Bank zum Ausdruck, dass der
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9 Vgl. zur Partei- und Prozessfähigkeit einer ausländischen
(dänischen) Konkursmasse ZR 1988 nr. 45. Die Parteifähig-
keit ist sodann sehr oft Prozessthema, wenn es bei sogenann -
ten "Staatenarresten" zu entscheiden gilt, ob staatlichen  Banken
eigene juristische Persönlichkeit zukommt oder sie eine Ver-
waltungsabteilung des Staates darstellen. ZR 1992/1993 
nr. 27; PEtER BREitSCHMiD, Übersicht zur Arrestbewilligungs -
praxis nach revidiertem SchKG, AJP/PJA 1999, 1014 ff.; 
D. GASSER (Fn 2), 607.

10 Art. 275 i.V.m. Art. 102 SchKG.
11 BGE 114 iii 31.
12 ZR 2000 nr. 39 E 4b bb.
13 ZR 2001 nr. 39.
14 BGE 114 iii 31.
15 Diese Argumente werden vom Bundesgericht im Entscheid

BGE 80 iii 126 E 3 = Pra 1954 nr. 175 E 3 vorgetragen,
ohne dass sich das Gericht mit dem bereits damals als "stän-
dige Praxis" bezeichneten Sitz/Wohnsitz des Drittschuldners
auseinandergesetzt hat. Gerade aus dem genannten Entscheid
geht mit aller Deutlichkeit hervor, dass er inhaltlich überholt
ist, spielt sich doch der moderne Verkehr zwischen Kunden
und der Bank heute völlig anders ab. in den Entscheiden
BGE 107 iii 147 ff. = Pra 1982 nr. 71 und BGE 114 iii 31
wird jeweils auf die "ständige Rechtsprechung" verwiesen,
ohne dass sich das Gericht mit der Problematik inhaltlich
auseinandergesetzt hätte. Vgl. sodann (zustimmend) SchKG-
StoFFEL, Art. 272 n 20; P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1011 f.;
HEinRiCH AnDREAS MÜLLER, neuere Rechtsprechung des
Bundesgerichtes in Arrestsachen, in: Vorsorgliche Mass -
nahmen aus internationaler Sicht, Zürich 2000, 53 ff.; (ab-
lehnend) RiCHARD GASSMAnn, Arrest im internationalen
Rechtsverkehr, Zürich 1998, 57.

16 Festzuhalten ist, dass auch nicht argumentiert werden kann,
der Arrestrichter könne den Arrestbefehl nur dem in seinem
Betreibungskreis ansässigen Betreibungsamt, nicht aber dem -
jenigen in einem anderen Betreibungskreis zum Vollzug zu-
stellen. Falls nämlich der Arrestrichter am Sitz/Wohnsitz des
Drittschuldners auch für Arrestbegehren für  Forderungen,
die in Filialen und Zweigniederlassungen begründet wurden,
zuständig ist, ist für den Vollzug auch nur das in seinem Be -
treibungskreis gelegene Betreibungsamt zuständig. 
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Bankkunde seine Vermögenswerte abgesehen vom Haupt-
sitz auch an diesem ort herausverlangen darf, er mitunter
eine direkte Forderung gegenüber der Filiale bzw. Zweig-
niederlassung hat. Damit steht es einem Arrestgläubiger
frei, das Arrestbegehren am ort des Hauptsitzes oder am
ort der Filiale bzw. Zweigniederlassung, mit der der Arrest -
schuldner seine Bankbeziehungen pflegt, anhängig zu ma-
chen. Umgekehrt ist es aber unzulässig, am ort der  Filiale
bzw. Zweigniederlassung auch Forderungen, die der Arrest -
schuldner gegenüber dem Hauptsitz oder einer anderen
 Filiale bzw. Zweigniederlassung der Bank besitzt, zu arres -
tieren17.

4. Kostenvorschuss
Mit Vorschüssen werden Kosten verstanden, die eine  Partei
vor Durchführung des jeweiligen Verfahrens zur Sicherstel -
lung der Gerichtskosten und/oder der Parteientschädigung
zu bezahlen hat. Die Rechtsgrundlage für derartige Vor-
schüsse können im Bundes- oder im kantonalen Recht ent-
halten sein18. Gemäss Art. 49 Abs. 2 GebV SchKG19 ist die
Spruchgebühr im Arrestbewilligungsverfahren vom Arrest -
gläubiger vorzuschiessen. teilweise wird darauf aber verzich -
tet, d.h. das Gericht erlässt einen Arrestbefehl, ohne vorab
den Eingang des Vorschusses abzuwarten.

Von derartigen Vorschüssen abzugrenzen ist die Sicher -
heitsleistung gemäss Art. 273 SchKG – Arrestkaution ge-
nannt –, die der Arrestgläubiger allenfalls leisten muss, um
dem Arrestschuldner oder einem Dritten einen Schaden aus
einem ungerechtfertigten Arrest sicherzustellen. Das Ge-
setz kennt sodann die Sicherheitsleistung gemäss Art. 277
SchKG, die der Arrestschuldner beibringen kann, um die
arrestierten Vermögenswerte herauszulösen.

5. Materielle Arrestvoraussetzungen
Die einzelnen materiellen Voraussetzungen des Arrestrechts
(Bestand einer Forderung, Fälligkeit der Forderung [vgl.
aber Art. 271 Abs. 2 SchKG], keine Pfanddeckung, Ver-
mögensgegenstände des Arrestschuldners, Arrestgrund
gemäss Art. 271 Abs. 1 Ziffer 1–5 SchKG) sollen an  dieser
Stelle nicht speziell ausgeführt werden20. Aus anwaltlicher
Sorgfaltspflicht ist aber der negativen Voraussetzung der
fehlenden Pfanddeckung spezielle Beachtung zu schenken.
Es empfiehlt sich in jedem Arrestverfahren, den Arrest-
gläubiger ausdrücklich darauf anzusprechen, ob die Arrest -
forderung in irgendwelcher Hinsicht (pfand)gesichert ist21.
So lassen sich unliebsame Überraschungen im Arrestein-
spracheverfahren vermeiden.

6. Arrestkaution
Der Arrestgläubiger haftet gemäss Art. 273 Abs. 1 SchKG
sowohl dem Arrestschuldner als auch dem Dritten für den
aus einem ungerechtfertigten Arrest erwachsenden Scha-
den. Die Sicherheit ist im Hinblick auf den möglichen Scha -
den, der aufgrund des Arrests entstehen kann, und nicht
aufgrund der Höhe der Arrestforderung festzusetzen22. Da
es sich um eine "Kann-Vorschrift" handelt, muss der Arrest -

gläubiger damit rechnen, dass das Gericht den Arrest nur
unter der Bedingung bewilligt, dass der Arrestgläubiger in-
nert Frist die Arrestkaution beibringt23. Die anwaltliche
Sorgfaltspflicht gebietet es dem Anwalt, den Arrestgläubi -
ger vor der Einleitung des Arrestbewilligungsverfahrens
auf diesen – allenfalls sehr kostenintensiven Umstand –
hinzuweisen.

7. Kosten
Die Kosten des Arrestbewilligungsverfahrens sind – vergli -
chen mit Kosten, die aufgrund eines kantonalen Gebüh -
rentarifs festgesetzt werden – relativ gering. Gemäss Art. 25
Ziff. 2 SchKG i.V.m. Art. 48 GebV SchKG beträgt die
Spruchgebühr entsprechend der Höhe der Arrestforderung
(nicht dem Wert der allenfalls später durch das Betrei-
bungsamt vorgenommenen Arrestierung) CHF 40–2000.
Die Kosten werden immer dem Arrestgläubiger auferlegt.
Dieser ist berechtigt, im Rahmen der Arrestprosequierung
durch Betreibung, Rechtsöffnung oder durch einen ordent -
lichen Zivilprozess den Ersatz dieser Kosten zu verlangen24.

8. Parteientschädigung
Eine Parteientschädigung fällt naturgemäss nicht an, da es
sich beim Arrestbewilligungsverfahren nicht um einen
Zweiparteienprozess handelt, sondern um eine (einseitige)
behördliche Mitwirkung bei der Beschlagnahme von Vermö -
genswerten des Arrestschuldners auf Verlangen des Arrest -
gläubigers25.
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17 Gemäss Art. 1 der Statuten der UBS vom 26. April/16. Juli
2001 besteht unter der Firma UBS AG eine  Aktiengesellschaft
mit Sitz in Zürich und (!) Basel. Es steht daher einem Arrest -
gläubiger frei, sein Arrestbegehren nach freier Wahl an  einem
dieser beiden orte anhängig zu machen; vgl. unver öffent -
lichter Bundesgerichtsentscheid vom 17. Februar 1999 (7B.
314/1998), Ziff. 7, zitiert bei H. A. MÜLLER (Fn 15), 55 ff.

18 Vgl. §§ 73 ff. ZPo ZH (vorbehalten Art. 17 der Haager Über -
einkunft betreffend Zivilprozessrecht vom 17.7.1905 bzw.
1.3.1954); Art. 150 oG.

19 Gebührenverordnung zum Bundesgesetz über Schuldbetrei-
bung und Konkurs vom 23. September 1996, SR 281.35.

20 Vgl. F. C. MEiER-DiEtERLE (Fn 4), 1418 ff.
21 Vgl. SchKG-StoFFEL, Art. 271 n 32 ff.
22 BGE 126 iii 95 = Pra 2001 nr. 52; P. BREitSCHMiD (Fn 9),

1028 f. Zu den Rechtsmitteln des Arrestgläubigers gegen die
Auferlegung einer Arrestkaution vgl. BGE 126 iii 487 = Pra
2001 nr. 86.

23 Die Sicherheit kann üblicherweise in bar bei der  Gerichtskasse
hinterlegt, auf ein auf das Gericht lautendes Bankkonto über-
wiesen oder durch eine Garantie einer Bank geleistet  werden.
Die Garantie muss auf ein rechtskräftiges Urteil, mit dem
der Arrestgläubiger verpflichtet wird, dem Arrestschuldner
oder dem Dritten einen Schadenersatz wegen ungerechtfer-
tigtem Arrest zu leisten, Bezug nehmen.

24 Art. 68 SchKG; Art. 281 Abs. 2 SchKG.
25 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 124.
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9. Nachweis von ausländischem Recht

An dieser Stelle sollen keine Ausführungen darüber  erfolgen,
ob der Arrestgläubiger im Arrestbegehren zwingend be-
reits Ausführungen bzw. nachweise zum ausländischen
Recht machen muss26. Aus anwaltlicher Sorgfaltspflicht ist
aber zu bedenken, dass der (rechts)relevante Sachverhalt
in jedem Fall nur dann vollständig vorgetragen werden
kann, wenn das anwendbare Recht berücksichtigt wurde.
Wird z.B. behauptet, eine Darlehensschuld sei zur Rück-
zahlung fällig, ist es unumgänglich, darzulegen, dass die
(zulässige) vertragliche Kündigungsfrist bzw. dass die dis-
positive gesetzliche Kündigungsfrist eingehalten wurde27.
Ein derartiges Vorgehen zwingt den Arrestgläubiger zu vor-
sichtigem Prozessieren und bewahrt ihn vor prozessualen
niederlagen im Arresteinsprache- bzw. Prosequierungsver -
fahren. Schliesslich "erleichtert" eine auch in rechtlicher
Hinsicht sorgfältige Begründung des Arrestbegehrens dem
Richter die Arrestbewilligung.

10. Durchgriff

im schweizerischen Zwangsvollstreckungsrecht gilt der
Grundsatz, dass nur Vermögen des Schuldners, nicht aber
solches von Drittpersonen in die Zwangsvollstreckung ein-
bezogen werden darf. Eine Ausnahme gilt dann, wenn ein
vom Arrestschuldner verschiedenes Rechtssubjekt in rechts-
missbräuchlicher Weise vorgeschoben wird, um Vermögens -
werte dem Arrestgläubiger zu entziehen28. Aus Sicht des
Arrestgläubigers stellt es jeweils einen grossen Erfolg dar,
wenn der Arrestrichter einen Durchgriff bewilligt und Ver-
mögen von (formell) Drittpersonen mit Arrest belegt.

Die Sorgfaltspflichten des Anwaltes gebieten in diesem
Fall, den Arrestgläubiger darauf hinzuweisen, dass er durch
eine Arrestierung von Vermögen von Drittpersonen  riskiert,
neben dem ohnehin unumgänglichen Prosequierungsverfah -
ren gegen den Arrestschuldner zusätzlich (und parallel)
auch gegen diese Drittpersonen pro zes sie  ren zu müssen, falls
sich diese einer Arrestierung wider setzen. Gelingt es einer
Drittperson, im Rahmen des Arresteinsprache- bzw. des
Widerspruchsverfahrens (evtl. auch des Beschwerde verfah -
rens) den Arrestbeschlag auf ihrem Vermögen aufzu he ben,
reduziert sich nicht nur das vom Arrestgläubiger  arrestierte
Substrat in diesem  Umfang, sondern der Arrestgläubiger
wird für die von der  Drittperson angestrengten Verfahren
überdies kosten- und entschädigungspflichtig.

11. Koordination der Arrestverfahren

Gemäss Art. 276 Abs. 2 SchKG stellt das Betreibungsamt
dem Arrestgläubiger und dem Arrestschuldner sofort eine
Abschrift der Arresturkunde zu und benachrichtigt Dritte,
die durch den Arrest in ihren Rechten betroffen werden.
Es obliegt daher dem Arrestgläubiger bzw. dem diesen be-
ratenden Anwalt, dafür zu sorgen, dass dann, wenn gleich-
zeitig an verschiedenen orten – evtl. auch im Ausland –
Arrest gelegt wird, der Arrestschuldner nicht derart früh
Kenntnis von den Aktionen des Arrestgläubigers erhält,

dass er noch in der Lage ist, Vermögensverschiebungen an-
zuordnen. Der Arrestgläubiger bzw. der Anwalt muss  aktiv
die Koordination der verschiedenen Begehren vornehmen29.
Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung entsteht die
Auskunftspflicht einer Bank über Bestand und Umfang des
arrestierten Vermögens spätestens nach Ablauf der Rechts-
vorschlagsfrist bzw. nach Beendigung des Einsprachever-
fahrens gemäss Art. 278 SchKG30. Bis dahin befindet sich
der Arrestgläubiger bezüglich des Vorhandenseins und des
Umfanges von Vermögensgegenständen (bei der Arrestie-
rung von Bankforderungen) im Ungewissen, sofern die
Bank nicht von sich aus schon vorher Klarheit schafft.

12. Abgrenzung von der strafrechtlichen 
Beschlagnahme

im Rahmen der Arrestbewilligung ist es unerheblich und
damit nicht entscheidrelevant, ob die Vermögenswerte  bereits
strafrechtlich beschlagnahmt wurden und ob dereinst eine
Freigabe dieser Vermögenswerte erfolgen kann. Die straf-
rechtliche Beschlagnahme geht dem zivilrechtlichen  Arrest
vor31. Eine Arrestierung erfolgt diesfalls analog der Arrestie -
rung von Vermögenswerten von Dritten bei einem Durch-
griff mit der "Unsicherheit", dass der Arrestgläubiger im
Verwertungsverfahren nicht auf die ursprünglich  arrestierten
Vermögenswerte zugreifen kann. Wird ein Arrest auf straf-
rechtlich beschlagnahmte Vermögenswerte gelegt oder wer-
den arrestierte Vermögenswerte vor der Verwertung durch
den Strafrichter beschlagnahmt, ist bei der Prognose des
weiteren Verfahrensverlaufes durch den Anwalt der Unsi-
cherheit, ob überhaupt noch Vermögen verwertet werden
kann, besondere Aufmerksamkeit zu schenken32.
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26 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1009; F. C. MEiER-DiEtERLE (Fn 4)
Fn 32 mit weiteren Verweisen; SchKG-StoFFEL, Art. 272 
n 7; StEPHAn MAZAn, neuere Rechtsprechung des Bundes-
gerichtes in Arrestsachen, in: Vorsorgliche Massnahmen aus
internationaler Sicht, Zürich 2000, 36; Y. ARtHo Von  GUntEn

(Fn 8), 110 f.; Art. 16 iPRG; § 57 ZPo ZH.
27 Vgl. z.B. §§ 609 und 609a BGB.
28 KURt AMMon/DoMiniK GASSER, Grundriss des Schuldbe-

treibungs- und Konkursrechts, Bern 1997, § 51 n 7; SchKG-
StoFFEL, Art. 272 n 26; MARKUS MÜLLER-CHEn, Die Aus-
kunftspflicht Dritter beim Pfändungs- und Arrestvollzug,
BlSchK 2000, 225 mit weiteren Verweisen; BGE 126 iii 95 =
Pra 2001 nr. 52; BGE 113 iii 31; ZR 1992/1993 nr. 27 E 1.

29 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1028; F. C. MEiER-DiEtERLE (Fn 4),
1418.

30 BGE 125 iii 391 = Pra 2000 nr. 87.
31 BGE 123 ii 613; P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1013; H. A.  MÜLLER

(Fn 15), 53; FLoRiAn BAUMAnn, Konkurrenz zwischen Staat
und Zivilgläubigern beim Zugriff auf strafrechtlich beschlag -
nahmtes Vermögen, SZW 3/1999, 113 ff.

32 Bei dieser Prognose ist zu unterscheiden, gestützt auf  welche
normen des Strafrechtes (Art. 58 und 59 StGB, Art. 74a
iRSG, § 83 StPo ZH) die Beschlagnahme erfolgt ist, und ob
der Arrestgläubiger allenfalls gleichzeitig strafrechtlich 
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13. Unentgeltliche Rechtspflege

Die unentgeltliche Prozessführung und unentgeltliche
Rechtsvertretung ist gestützt auf Art. 29 Abs. 3 BV  zulässig33.
Dies gilt für sämtliche Arrestverfahren. Falls die unentgelt -
liche Rechtspflege wegen Mittellosigkeit des Gesuchstel-
lers und nicht-Aussichtslosigkeit des Begehrens gewährt
wird, entfällt selbstverständlich die Pflicht für allfällige
Vorschussleistungen für Gerichtskosten und Parteientschä -
digungen, nicht aber für eine allfällige Auflage einer Arrest -
kaution gemäss Art. 273 SchKG, die nicht Gerichtsgebüh -
ren oder Parteientschädigungen sicherstellt, sondern einen
möglichen Schaden des Arrestschuldners bzw. eines  Dritten
aufgrund eines ungerechtfertigten Arrestes.

III. Rechtsmittelverfahren 
(gegen Arrestverweigerung)

14. Zweck

Wird das Arrestbegehren vom Gericht abgewiesen, steht
dem Arrestgläubiger kein ordentliches Rechtsmittel des
Bundesrechtes zur Verfügung. Die Arresteinsprache gemäss
Art. 278 Abs. 1 SchKG ist unzulässig, da diese voraussetzt,
dass jemand durch einen (bewilligten) Arrest in seinen Rech -
ten betroffen ist34. Gegen die Arrestverweigerung sind viel-
mehr (ein oder mehrere) kantonale Rechtsmittel und die
staatsrechtliche Beschwerde zulässig35. Ein kantonales
Rechtsmittel ist aber gemäss einem Entscheid des Bundes -
gerichtes vom 15. August 2000 dann nicht zulässig, wenn
der Arrest bewilligt wurde, ein Einspracheverfahren anhän -
gig ist, der Arrestgläubiger aber mit der ihm vom Richter
auferlegten Arrestkaution gemäss Art. 273 nicht einverstan -
den ist und (nur) diese richterliche Anordnung anfechten
will36.

Konsequenz aus diesem Entscheid des Bundesgerichtes
muss sein, dass der Arrestgläubiger immer legitimiert ist,
Einsprache gemäss Art. 278 SchKG zu erheben, falls der
Arrest bewilligt wurde, er sich aber gegen eine ihm (von
Amtes wegen) auferlegte Arrestkaution gemäss Art. 273
SchKG wehren will. Dies unabhängig davon, ob der Arrest -
schuldner oder der Dritte Einsprache erheben. insofern ist
nämlich auch der Arrestgläubiger gemäss Art. 278 Abs. 1
SchKG "in seinen Rechten" betroffen, wird doch die Durch -
setzung seiner Forderung durch die Leistung einer Sicher-
heit massgeblich erschwert37. irrelevant ist es im Lichte von
Art. 278 Abs. 1 SchKG, ob der Arrestgläubiger sich im Ar-
restbegehren zur Auflage einer Arrestkaution geäussert hat
oder ob diese "von Amtes wegen" auferlegt wurde. Schliess -
 lich ist es inkonsequent, dass das Bundesrecht das Einspra -
cheverfahren abschliessend regelt und ein separates kantona -
 les Rechtsmittel gegen die Auferlegung einer Arrest kau tion
ausschliesst, es aber gleichzeitig "dem Zufall" über lässt,
dass sich der Arrestgläubiger nur dann gegen die Auferle-
gung einer Arrestkaution wehren kann, wenn der Arrest-

schuldner (auch der Dritte?) Einsprache gemäss Art. 278
SchKG einlegt.

15. Kognition
Entscheidend ist, ob das kantonale Prozessrecht die Zulässig -
keit von noven bejaht. Die Praxis des Zürcher obergerich -
tes ist bei der Prüfung der Arrestbewilligung hinsichtlich
dem Vorbringen von noven aus prozessökonomischen Grün -
den unter Verweis auf § 114 i.V.m. § 115 Ziff. 2 ZPo ZH
grosszügig38. Zu beachten ist, dass nach Abweisung  eines
Arrestbegehrens ein ergänztes Arrestbegehren jederzeit
beim Arrestrichter neu eingebracht werden kann39. Falls das
ergänzte Begehren während der laufenden  Rechtsmittelfrist
eingereicht wird, empfiehlt es sich, im Begehren auf die
Einlegung eines Rechtsmittels gegen den abweisenden Ent-
scheid zu verzichten, um einen nichteintretensentscheid
mangels Rechtsschutzinteresse (laufende Rechtsmittelfrist)
zu verhindern. Die Zulässigkeit einer Klageänderung, z.B.
die Erweiterung der zu beschlagnahmenden  Vermögenswerte
des Arrestschuldners, beurteilt sich nach kantonalem Pro-
zessrecht40.
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Geschä   digter ist und im Strafverfahren einen Herausgabean -
spruch besitzt (Art. 59 Ziff. 1 Abs. 1 StGB). RoBERt HAUSER/
ERHARD  SCHWERi, Schweizerisches Strafprozessrecht, 4. A.
1999, § 69 n 17–25; niKLAUS SCHMiD, Strafprozessrecht, 
3. A. 1997, n 752 f.

33 BGE 121 i 62; BGE 122 i 8; BGE 122 iii 392; Y. ARtHo

Von GUntEn (Fn 8), 67. 
34 BGE 126 iii 485 = Pra 2001 nr. 86; Y. ARtHo Von GUntEn

(Fn 8), 30 ff.
35 §§ 272 Abs. 1 bzw. 281 ZPo ZH; SchKG-StoFFEL Art. 272

n 53. Wird ein Arrestbegehren nur teilweise abgewiesen,
steht es dem Arrestgläubiger frei, die "teilabweisung" mit
dem kantonalen Rechtsmittel anzufechten. Um zu  verhindern,
dass das Betreibungsamt den bewilligten Arrest vollzieht und
dadurch den Arrestschuldner warnt, stellt der Arrestrichter
üblicherweise den Arrestbefehl zusammen mit der Arrestteil -
abweisung direkt dem Arrestgläubiger zu, damit dieser ent-
scheiden kann, ob er ein Rechtsmittel ergreifen oder den be-
willigten Arrest durch das Betreibungsamt vollziehen  lassen
will. Vgl. die Ausführungen zur Koordination der Arrest-
verfahren, Ziff. 11.

36 BGE 126 iii 485 = Pra 2001 nr. 86 mit verschiedenen Litera -
turhinweisen. 

37 C. JAEGER/H. U. WALDER/tH. M. KULL/M. KottMAnn (Fn 1),
Art. 278 n 10.

38 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1023 f. 
39 C. JAEGER/H. U. WALDER/tH. M. KULL/M. KottMAnn (Fn 1),

Art. 271 n 19.
40 § 61 ZPo ZH; P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1024; H. A. MÜLLER

(Fn 15), 51.
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IV. Einspracheverfahren 
(gegen Arrestbefehl)

16. Zweck
Wer durch eine Arrestbewilligung in seinen Rechten betrof -
fen ist, kann innert zehn tagen, nachdem er von dessen
Anordnung Kenntnis erhalten hat, beim Arrestrichter Ein-
sprache erheben41. Das Einspracheverfahren kommt daher
immer dann zum Zuge, wenn der Arrestrichter einen  Arrest
bewilligt hat. Während eines Einsprache- bzw. Weiterzugs -
verfahrens bleibt der Arrest bestehen42. Der Entscheid des
Arrestrichters kann gemäss Bundesrecht innert 10 tagen
an die obere kantonale Gerichtsinstanz weitergezogen
 werden43. Weitere kantonale Rechtsmittel44 und die staats-
rechtliche Beschwerde sind zulässig. nach  herrschender
Lehre gilt, dass eine Einsprache nach Ablauf der Frist auch
dann, wenn sich die Sachlage geändert hat, nicht mehr
zulässig ist45.

17. Parteien
Legitimiert zur Erhebung der Arresteinsprache ist  einerseits
der Arrestschuldner, gegen den sich das Arrestbegehren
richtet, anderseits der betroffene Dritte, dessen Vermögens -
werte vom Arrest tangiert sind46. Grundsätzlich nicht legiti -
miert ist der Arrestgläubiger oder das den Arrest  vollziehende
Betreibungsamt47. Gemäss einem Entscheid des Kassations -
gerichtes des Kantons Zürich vom 7. Mai 2001 fällt dem
Arrestgläubiger im Einspracheverfahren die Stellung des
Klägers und dem Arrestschuldner bzw. dem Dritten die Stel -
lung des Beklagten zu48. Der Richter hat gemäss Art. 278
Abs. 2 SchKG denjenigen Parteien Gelegenheit zur Stel-
lungnahme anzusetzen, deren Rechte durch berechtigte An-
träge der Gegenpartei tangiert werden könnten. Beantragt
z.B. der Arrestgläubiger eine Reduktion der  Arrestkaution,
muss dazu die Partei, zu deren Gunsten die Arrestkaution
auferlegt wurde, unabhängig davon, ob sie selbst  Einsprache
erhoben hat, angehört werden49.

18. Frist
Die Frist gemäss Art. 278 Abs. 1 SchKG beträgt 10 tage
ab Kenntnis von dessen Anordnung. Dies muss nicht  immer
durch notifikation durch das Betreibungsamt gemäss 
Art. 276 Abs. 2 SchKG geschehen. Falls nämlich der Arrest -
schuldner beim Arrestvollzug anwesend ist oder vom Dritt-
schuldner (Bank) Mitteilung erhält, hat er vom Arrest schon
vorher (rudimentäre) Kenntnis50. Aus Gründen der Rechts-
sicherheit sollte aber die Einsprachefrist in jedem Fall erst
ab Zustellung der Arresturkunde zu laufen beginnen, um
dem Arrestschuldner eine umfassende Beurteilung, ob er
sich gegen den Arrestbefehl wehren will, zu ermöglichen51.
Die Frist kann durch das Betreibungsamt für Verfahrens-
beteiligte im Ausland oder bei öffentlicher Bekanntma-
chung verlängert werden52. Zu beachten ist, dass die Frist
nicht zwingend parallel zur Prosequierungsfrist für den Ar-
restgläubiger gemäss Art. 279 Abs. 1 SchKG verläuft53.

 Sobald aber ein Einspracheverfahren anhängig gemacht
wurde, stehen die Fristen für die Prosequierung gemäss
Art. 279 SchKG still54.
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41 Art. 278 SchKG; BGE 126 iii 485 = Pra 2001 nr. 86; SchKG-
StoFFEL, Art. 272 n 50. Der Einsprecher hat das Recht, in
sämtlich Akten des Arrestbewilligungsverfahrens (Arrestbe -
gehren, eingelegte Akten) Einsicht zu nehmen, Y. ARtHo Von

GUntEn (Fn 8), 36, 38.
42 Art. 278 Abs. 4 SchKG.
43 Art. 278 Abs. 3 SchKG. in Zürich ist der Rekurs gegeben, 

§ 272 Abs. 1 ZPo ZH. Es handelt sich um ein vom Bundes-
recht vorgeschriebenes ordentliches Rechtsmittel ohne Streit-
werterfordernis. SchKG-REiSER Art. 278 n 40; WALtER A.
StoFFEL, Das neue Arrestrecht, AJP/PJA 1996, 1411.

44 ZR 2002 nr. 4; SchKG-REiSER, Art. 278 n 40.
45 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 108 f.
46 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 26 ff. und 153 ff.; vgl.  DAniEL

StoLL, Rechtsschutz des in einen Arrest einbezogenen Drit-
ten, Zürcher Dissertation, Zürich 1987.

47 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 30 ff. Zum Spezialfall der aus -
schliesslichen Anfechtung der Arrestkaution gemäss Art. 273
SchKG vgl. Ziff. 14 und 27.

48 ZR 2002 nr. 4. Diesem Entscheid ist vorbehaltlos zuzustim -
men. 

49 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 70 ff.
50 Art. 276 Abs. 2 SchKG. Zur Fristberechnung vgl. Y. ARtHo

Von GUntEn (Fn 8), 50 ff.
51 Die Begründung von Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 46 ff.

überzeugt. Vgl. BJM 1999, 102.
52 Art. 33 Abs. 2 SchKG; ZR 2000 nr. 18.
53 Da z.B. bei Ausländerarresten die Arresturkunde  regelmässig

dem Arrestgläubiger vor dem Arrestschuldner zugestellt wer-
den kann (der Arrestgläubiger hat zumeist einen Vertreter
vor ort), muss der Arrestgläubiger die Prosequierung gemäss
Art. 279 Abs. 1 SchKG einleiten, bevor er weiss, ob der Ar-
restschuldner oder Dritte überhaupt gemäss Art. 278 Abs. 1
SchKG Einsprache gegen den Arrestbefehl erheben werden.
BGE 126 iii 293. Vgl. Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 114 f.;
C. JAEGER/H. U. WALDER/tH. M. KULL/M. KottMAnn (Fn 1),
Art. 278 n 32.

54 Art. 278 Abs. 5 SchKG. Das Bundes(zivilprozess)recht sieht
einerseits zwingend vor, dass die Prosequierungsfristen wäh -
rend dem Einspracheverfahren und bei Weiterzug des Ent-
scheides an die obere kantonale instanz still stehen. Ander-
seits ist diese Regelung abschliessend und bedeutet, dass die
Prosequierungsfristen während allenfalls anhängigen kanto-
nalen ausserordentlichen Rechtsmitteln bzw. einer staats-
rechtlichen Beschwerde nicht mehr still stehen. Die Botschaft
über die Änderung des SchKG vom 8. Mai 1991 spricht in
diesem Zusammenhang von der "rechtskräftigen Erledigung"
des Einspracheverfahrens (Fn 2), 174. Darauf folgt, dass die
notwendige Prosequierungshandlung nach dem Weiterzugs-
verfahren an die kantonale oberinstanz in jedem Fall vorge-
nommen werden muss. Allenfalls rechtfertigt es sich, beim
zuständigen (Rechtsöffnung- oder ordentlichen) Richter eine
Sistierung des Prosequierungsverfahrens bis zur definitiven
Erledigung des Einspracheverfahrens zu beantragen.
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19. Kognition
Beim Einspracheverfahren handelt es sich nicht um ein
eigent liches Rechtsmittelverfahren, da der  Arrestschuldner
bzw. der Dritte bei der Arrestbewilligung keine  Gelegenheit
hatten, sich zu äussern. Die Arrestbewilligung wird daher
von neuem geprüft55. Die Parteien können Anträge zu  allen
Belangen des Arrestbewilligungsverfahrens stellen. insbe -
sondere können der Arrestschuldner oder der Dritte eine
Auferlegung bzw. eine Erhöhung und der Arrestgläubiger
eine Reduktion bzw. einen Verzicht auf eine  Arrestkaution
gemäss Art. 273 SchKG beantragen56. nach dem  Grundsatz
"iura novit curia" ist es als reine Rechtsfrage zulässig, dass
der Arrestgläubiger sich auf einen anderen Arrestgrund als
denjenigen, den er im Arrestbewilligungsverfahren angeru -
fen hat, beruft57.

Das Bundesrecht bestimmt, dass im  Weiterzugsverfahren
neue tatsachen geltend gemacht werden können58. Dies muss
aus prozessökonomischen Gründen erst recht für das Ein-
spracheverfahren gelten59. Umstritten ist, ob nur echte  noven,
d.h. tatsachen, die sich erst nach Ablauf der für Behauptun -
gen, Bestreitungen und Einreden vorgesehen  Verfahrensphase
ereignet haben; welche die behauptungspflichtige Partei
erst hernach festzustellen vermochte; oder Beweismittel,
die trotz angemessener tätigkeit nicht vor Ablauf der  hiezu
angesetzten Frist eingereicht oder genau bezeichnet  werden
konnten, zulässig sind60. Da der Arrestbeschlag für den
Betrof fenen sehr einschneidende Wirkungen zeitigt, ist es
angebracht, sowohl echte als auch unechte noven zuzulas -
sen61. Die Praxis ist in den Kantonen uneinheitlich62.

V. Prosequierungsverfahren

20. Zweck
Mit dem Arrest werden Vermögenswerte des Arrestschuld -
ners provisorisch gesichert. Über das Bestehen eines An-
spruches des Arrestgläubigers muss aber – falls sich der
Arrestschuldner wehrt – ein Gericht entscheiden. Dies er-
folgt gemäss Art. 279 SchKG im Rahmen der Prosequie -
rung auf dem Weg der Betreibung, der Rechtsöffnung bzw.
der ordentlichen Anerkennungsklage. Bei der Prosequie -
rung muss sich der Arrestgläubiger für die Begründung
 seiner Forderung gegenüber dem Arrestschuldner auf den
gleichen Sachverhalt stützen, den er dem Arrestrichter im
Arrestbewilligungsverfahren vorgetragen hat. Falls er  einen
gegenüber dem Arrestbegehren anderen Sachverhalt vor-
bringt63, fällt der Arrest gemäss Art. 280 Ziff. 1 SchKG  dahin.
Zulässig ist es, dass der Arrestgläubiger eine neue bzw.
zusätz liche rechtliche Begründung (für den gleichen Sach-
verhalt) vorträgt. Falls sich der Arrestschuldner weder  gegen
den Arrestbefehl wehrt noch nach Zustellung des Zahlungs -
befehls Rechtsvorschlag erhebt, kann die Prosequierung
direkt auf dem Zwangsvollstreckungsweg ohne weitere ge-
richtliche Verfahren bis zur Verwertung der arrestierten Ver -
mögenswerte fortgesetzt werden64.

21. Frist
ist für die Arrestforderung, für die der Arrestgläubiger  einen
Arrestbefehl erwirkt hat, bereits ein Betreibungs-, Rechts -
öffnungs- oder ordentliches Anerkennungsverfahren rechts-
hängig, ist keine weitere unmittelbare Prosequierungshand -
lung des Arrestgläubigers erforderlich. Es empfiehlt sich
aber, dem den Arrest vollziehenden Betreibungsamt Mittei -
lung zu machen, durch welches laufende Verfahren der
 Arrest bereits prosequiert ist65. ist kein Prosequierungsver -
fah ren anhängig, müssen vom Arrestgläubiger sämtliche
Prosequierungshandlungen jeweils innert 10 tagen vorge-
nommen werden66. Zu beachten ist aber, dass die Fristen
gemäss Art. 279 still stehen, falls ein Einspracheverfahren
oder ein Weiterzugsverfahren gemäss Art. 278 Abs. 4 SchKG
hängig ist67. Aus praktischen Gründen empfiehlt es sich,
nach der Zustellung der Arrestvollzugsurkunde die Prose-
quierung durch Betreibung und nicht (schon) durch die An-
erkennungsklage vorzunehmen. Falls der Arrestschuldner
(oder ein Dritter) nämlich das Einspracheverfahren gemäss
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55 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 9; D. GASSER (Fn 2), 600.
56 BGE 126 iii 485 = Pra 2001 nr. 86.
57 ZR 1999 nr. 58; F. C. MEiER-DiEtERLE (Fn 4), 1420. Ein-

schränkend Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 110. Falls der
Arrest gläubiger einen neuen Arrestgrund anruft, der Arrest-
schuldner aber nicht Partei des Einspracheverfahrens ist, weil
dieses durch einen Dritten eingeleitet wurde, muss – sofern
sich der Arrestrichter (ausschliesslich) auf den neuen Arrest -
grund stützt – dem Arrestschuldner die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme eingeräumt werden.

58 Art. 278 Abs. 3 SchKG.
59 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 104.
60 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 105 f.; W. A. StoFFEL (Fn 43),

1411; RUDoLF ottoMAnn, Der Arrest, ZSR 1996 i, 259;
SchKG-REiSER, Art. 278, n 47 ff.; C. JAEGER/H. U. WALDER/
tH. M. KULL/M. KottMAnn (Fn 1), Art. 278 n 28.

61 Ausführlich Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 105 f. und 147 f.
insbesondere mit dem zutreffenden Hinweis auf die prozes-
suale Möglichkeit, dass das Vorbringen von unechten noven
Kosten- und Entschädigungsfolgen nach sich ziehen kann.
ZR 1999 nr. 58.

62 Falls der Arrestschuldner vorbringt, er habe neu einen  festen
Wohnsitz, weshalb ein Arrest gemäss Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4
SchKG unzulässig sei, muss das Gericht den  Arrestschuldner
persönlich befragen. ZR 1999 nr. 58.

63 Der Arrestgläubiger beruft sich neu z.B. auf eine Darlehens -
rückforderung und nicht mehr auf eine  Kaufvertragsforderung.

64 Es empfiehlt sich daher, immer vorab die Prosequierung durch
Betreibung vorzunehmen. 

65 Falls die Klage bereits rechtshängig ist und der Arrestgläu-
biger mit der Einleitung der Betreibung nicht gemäss Art. 279
Abs. 4 SchKG bis nach Erlass der Urteiles zuwarten will,
muss die Beseitigung des Rechtsvorschlages beim Gericht
als Klageerweiterung gemäss § 61 Abs. 1 ZPo ZH eingege-
ben werden.

66 Art. 279 SchKG.
67 Vgl. Ziff. 18.
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Art. 278 SchKG einleitet und in diesem Verfahren der  Arrest
aufgehoben wird, erübrigt sich die Einleitung des ordentli -
chen Prozesses und unnötige Kosten werden vermieden.

22. Örtliche Zuständigkeit

Es ist sehr komplex, eine Übersicht zu erstellen, wo die ver -
schiedenen Prosequierungshandlungen vorgenommen wer-
den müssen. Zu unterscheiden ist immer, ob Verfahren
gemäss Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz  (Betreibung,
definitive oder provisorische Rechtsöffnung) oder die ordent -
li che Anerkennungsklage vorgenommen werden sollen.
Entscheidend ist sodann, ob es sich beim Verhältnis  zwi -
schen Arrestgläubiger und Arrestschuldner um ein nationa -
les (innerschweizerisches) oder ein internationales gemäss
Art. 1 Abs. 1 lit. a iPRG handelt. im internationalen Verhält -
nis ist zudem zu berücksichtigen, ob das Bundesgesetz über
das internationale Privatrecht oder gemäss Art. 1 Abs. 2
iPRG ein Übereinkommen, das die Zuständigkeit regelt,
insbesondere das Lugano-Übereinkommen, zur  Anwendung
gelangt68. Für Details wird verwiesen auf die  graphische
Über sicht69.

Die anwaltliche Sorgfalts- bzw. Aufklärungspflicht ge-
genüber dem Klienten gebietet es, vor der Einleitung eines
Arrestbewilligungsverfahrens den Klienten nicht nur über
die notwendigen Schritte für die Prosequierung zu informie -
ren, sondern zumindest immer dann, wenn die Prosequie -
rung nicht am Arrestort (bzw. ordentlichen  Betreibungsort)
in der Schweiz durch ihn selbst vorgenommen werden kann,
die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, damit der  Arrest
am zuständigen ort rechtzeitig prosequiert werden kann.

23. Schiedsgerichtsvereinbarung

Fällt die Arrestprosequierungsklage in die Zuständigkeit
eines Schiedsgerichtes, so muss der Arrestgläubiger innert
10 tagen die gemäss der anwendbaren Regelung des
Schieds gerichtes notwendigen Vorkehrungen für die Be-
zeichnung des Schiedsrichters treffen. Sobald sich das
Schiedsgericht konstituiert hat, muss die Klage innert wei-
terer zehn tage eingereicht werden70. Dies bedeutet nicht
zwin gend, dass die Klage bereits begründet werden muss.
Lässt es die Schiedsgerichtsordnung zu, ist die Ansetzung
von erstreckbaren Fristen für die Einreichung der Klage-
begründung zulässig71.

24. Prozessuale Vorsichtsmassnahmen

Hinsichtlich der Prosequierung durch die ordentliche An-
erkennungsklage in der Schweiz gelten die allgemeinen
Grundsätze der Aufklärungspflicht des forensisch tätigen
Anwaltes dem Klienten gegenüber72. Dazu zählt etwa, dass
der Arrestgläubiger darauf aufmerksam gemacht wird, dass
das Kostenrisiko vom eingeklagten Streitwert abhängt, dass
im Falle des Unterliegens der Arrestgläubiger die Gerichts -
gebühren und die eigenen (Anwalts)-Kosten trägt, dass er
die Gegenpartei entschädigen und dass er mit der Möglich -
keit rechnen muss, dass der Arrestschuldner Widerklage

erheben wird73. in Betracht zu ziehen ist zudem, dass das
Prozessrisiko durch eine teilklage vermindert werden kann,
was sich allenfalls dann aufdrängt, wenn ersichtlich ist,
dass das Arrestsubstrat kleiner als die eigentliche Arrest-
forderung ist.

VI. Arrestkautionsverfahren

25. Zweck
Gemäss Art. 273 SchKG haftet der Arrestgläubiger sowohl
dem Arrestschuldner als auch Dritten für den aus einem
ungerechtfertigten Arrest erwachsenden Schaden. Der Rich -
ter kann ihn – auch von Amtes wegen74 – zur Hinterlegung
einer Arrestkaution (Sicherheitsleistung) verpflichten, was
bedeutet, dass der Arrest nur unter der Bedingung aufrecht
erhalten bleibt, dass vom Arrestgläubiger innert Frist bei
der Gerichtskasse die Arrestkaution hinterlegt wird75. Die
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68 Eine Übersicht zu den Staatsverträgen mit Bestimmungen
über die direkte Zuständigkeit (Entscheidungszuständigkeit)
findet sich bei GEoRG LEUCH/oMAR MARBACH/FRAnZ KELLER -
HALS, Die Zivilprozessordnung für den Kanton Bern, Bern
1995, Art. 34 n 4.

69 Vgl. auch DAniEL StAEHELin, Die internationale Zuständig-
keit der Schweiz im Schuldbetreibungs- und Konkursrecht,
AJP/PJA 1995, 259 ff.

70 BGE 112 iii 120; SchKG-REiSER, Art. 279 n 15.
71 Muss z.B. im Kanton Zürich eine Arrestforderung von

CHF 15000 prosequiert werden, ist der Einzelrichter zu -
ständig. Das Verfahren ist mündlich. Für die rechtzeitige Pro-
sequierung genügt es daher, dass die Klage innert 10 tagen
anhängig gemacht und (erst) anlässlich der mündlichen Ver-
handlung begründet wird. § 21 GVG ZH; § 119 Ziff. 1 ZPo
ZH.

72 Vgl. Fn 3.
73 Vgl. Art. 8 iPRG, Art. 6 Ziff. 3 LugÜ, Art. 6 GestG, §§ 1 ff.

ZPo ZH. Zur Problematik der Rechtshängigkeit gemäss 
Art. 9 Abs. 1 iPRG, falls die Anerkennungsklage im Aus-
land bereits anhängig ist und trotzdem gemäss Art. 4 iPRG
am Arrestort in der Schweiz prosequiert wird, vgl. BGE 127
iii 118 = Pra 2001 nr. 103.

74 BGE 112 iii 112 = Pra 1987 nr. 51; SchKG-StoFFEL, Art. 273
n 29.

75 Die Sicherheitsleistung wird Arrestkaution genannt. Sie soll
einen allfälligen Schaden wegen ungerechtfertigter Arrestle -
gung sichern und ist nicht zu verwechseln mit einer (bundes-
oder kantonalrechtlichen) Pflicht zur Vorschussleistung für
die Prozesskosten bzw. Prozessentschädigung. Sie wider-
spricht demnach auch nicht internationalen Übereinkommen,
die die Vorschusspflicht für Prozesskosten bzw. Prozessent-
schädigungen regeln. Vgl. SchKG-StoFFEL, Art. 274 n 33.
Die Arrestkaution ist sodann von der Sicherheitsleistung
gemäss Art. 277 SchKG zu unterscheiden. Vgl. Art. 28d 
Abs. 3 ZGB; § 227 Abs. 1 ZPo ZH. 
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Auferlegung einer Arrestkaution kann bereits im Arrestbe -
willigungsverfahren oder im Einspracheverfahren  erfolgen.
Sie kann aber vom Arrestschuldner oder vom Dritten auch
später, während der laufenden Prosequierung, verlangt wer-
den76. Dies kann z.B. dann angebracht sein, wenn der Arrest -
schuldner (erst) im Rahmen des Hauptverfahrens im ordent -
lichen Prozess darlegen kann, dass die Arrestforderung und
damit auch die Arrestbewilligung wahrscheinlich unbegrün -
det sind. im Arrestkautionsverfahren muss der Arrestschuld -
ner einen ihn möglicherweise treffenden Schaden durch
die ungerechtfertigte Arrestbewilligung glaubhaft machen77.
nie darf aber im Arrestkautionsverfahren der ursprünglich
bewilligte Arrest in Frage gestellt werden.

26. Örtliche Zuständigkeit
im Rahmen der Arrestbewilligung und der  Arresteinsprache
ist der Arrestrichter zuständig, über die Auferlegung bzw.
über die Reduktion einer Arrestkaution zu entscheiden. Falls
die Prosequierung bereits anhängig ist, ist die  diesbezügliche
Rechtsprechung uneinheitlich. nach der  bundesgerichtlichen
Rechtsprechung ist der Arrestrichter für dieses  nachträgliche
Arrestkautionsverfahren zuständig, weil die Kaution mit
dem Arrest zusammenhängt78. nach zürcherischer Praxis
geht die Zuständigkeit mit der Einleitung des Prosequie -
rungsverfahrens auf den dortigen Richter über79. Da im
Rahmen des Arrestkautionsverfahrens lediglich darüber
entschieden wird, ob der Arrest nur unter der Bedingung
der Hinterlegung einer Kaution aufrecht erhalten bleibt,
handelt es sich dabei um eine nachträgliche, teilweise Über-
prüfung der Arrestbewilligung80 und damit um einen teil
 einer betreibungsrechtlichen Sicherungsmassnahme81. Es
rechtfertigt sich daher, dass der ursprüngliche  Arrestrichter
diesen Entscheid fällt82. So kann insbesondere auch bei hängi -
gen Prosequierungsverfahren im Ausland sichergestellt
werden, dass sich ein mit der Arrestkautionsauflage ver-
trauter Richter mit dem Arrestkautionsverfahren befasst.

27. Rechtsmittel
ist der Arrestrichter für die Behandlung von Arrestkautions -
begehren zuständig, stellt sich die Frage, mit welchem
Rechts mittel – der Arresteinsprache gemäss Art. 278
SchKG bzw. einem kantonalen Rechtsmittel – ein solcher
Entscheid angefochten werden kann. Das Gesetz regelt die-
sen Fall nicht ausdrücklich, das Bundesgericht hat ihn im
Entscheid vom 20. August 2000 bewusst offen gelassen83.
Zur Beantwortung dieser Frage muss erneut auf die Rechts-
frage, die im Arrestkautionsverfahren geprüft wird, verwie -
sen werden. Entschieden wird lediglich darüber, ob der
 Arrest weiterhin nur unter der Bedingung der Hinterlegung
einer Arrestkaution aufrecht erhalten bleiben soll. Es han-
delt sich wie gezeigt um eine nachträgliche, teilweise Über-
prüfung der (ursprünglichen) Arrestbewilligung. Damit
kann hinsichtlich des zulässigen Rechtsmittels vollumfäng -
lich auf die Kommentierung des Einspracheverfahrens ver-
wiesen werden. Sowohl der Arrestschuldner oder der  Dritte84

als auch der Arrestgläubiger85 sind von einem solchen Ent-

scheid bzw. durch eine so präzisierte Arrestbewilligung in
ihren Rechten gemäss Art. 278 Abs. 1 und 3 SchKG betrof -
fen und daher zum Weiterzug legitimiert86.

VII. Beschwerdeverfahren

28. Zweck
Gegen jede Verfügung eines Betreibungsamtes kann bei
der Aufsichtsbehörde wegen Gesetzesverletzung oder Unan -
gemessenheit Beschwerde geführt werden87. Die Beschwer -
de muss innert 10 tagen seit Kenntnisnahme eingereicht
werden88. Der Entscheid kann an die obere kantonale Auf-
sichtsbehörde und an das Bundesgericht weitergezogen
werden89. in Betracht kommen vor allem Beschwerden ge-
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76 SchKG-StoFFEL, Art. 273 n 24 und 29 f.; BGE 126 iii 485
= Pra 2001 nr. 86.

77 H. A. MÜLLER (Fn 15), S. 60. Vgl. zu den möglichen Scha-
densposten BGE 126 iii 95 = Pra 2001 nr. 52; SchKG-StoF-
FEL, Art. 273 n 7–9.

78 BGE 112 iii 112 = Pra 1987 nr. 51 (Erwägung 1b nur in der
Praxis abgedruckt). Auch in BGE 126 iii 485 = Pra 2001 
nr. 86 scheint das Bundesgericht ohne weitere Begründung
davon auszugehen, dass der Arrestrichter für Arrestkautions -
verfahren zuständig ist. SchKG-StoFFEL, Art. 273 n 30. 

79 ZR 1984 nr. 26; ZR 1992/1993 nr. 52; P. BREitSCHMiD, ta-
gungsunterlagen zum intensivseminar Arrestrecht vom 
10. Dezember 2001 (institut für Rechtswissenschaft und
Rechtspraxis der Universität St. Gallen), Ziff. 4.6; C. JAEGER/
H. U. WALDER/tH. M. KULL/M. KottMAn (Fn 1), Art. 273
n 10; vgl. aber ZR 1977 nr. 2.

80 Die restlichen Voraussetzungen der Arrestbewilligung, die
Arrestforderung, der Arrestgrund und das Vorhandensein von
Vermögenswerten, werden nicht noch einmal geprüft.

81 Und nicht um eine zivilprozessuale Streitigkeit mit ausschliess -
lich materiellrechtlichem inhalt, vgl. ZR 1992/1993 nr. 52
E ii 3c.

82 Vgl. die Zuständigkeitsvorschrift in § 213 Ziff. 11 ZPo ZH.
83 BGE 126 iii 485 = Pra 2001 nr. 86.
84 Falls ein Arrestkautionsbegehren abgewiesen wurde.
85 Falls ein Arrestkautionsbegehren gutgeheissen wurde.
86 im Resultat gleich SchKG-StoFFEL, Art. 273 n 30. Während

einem Einspracheverfahren gegen ein  Arrestkautionsbegehren
stehen die Fristen für die Prosequierung gemäss Art. 278 
Abs. 5 i.V.m. Art. 279 SchKG aber nicht (wieder) still. im
Gegensatz zum ursprünglichen Einspracheverfahren liegt be-
reits ein rechtskräftiger Arrestbefehl, der prosequiert  werden
muss, vor. 

87 Vgl. MARKUS DiEtH, Beschwerde gemäss Art. 17 ff. SchKG,
AJP/PJA 2002, 363 ff. Mit dem am 1. Januar 1997 in Kraft
getretenen revidierten SchKG hat die Bedeutung der Be -
schwerde im Arrestverfahren massiv abgenommen.

88 Wegen Rechtsverweigerung und Rechtsverzögerung kann
jederzeit Beschwerde geführt werden, Art. 18 Abs. 2 und 19
Abs. 2 SchKG. 

89 Art. 18 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 1 SchKG.
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gen den Arrestvollzug, insbesondere Vorbringen, wonach
das Betreibungsamt die auch im Arrestverfahren geltenden
Vorschriften der Pfändung missachtet habe90.  Beschwerden
können auch von Drittbetroffenen angehoben werden, was
vor allem dann der Fall ist, wenn der Arrestrichter einen
Durchgriff bewilligt hat. Prozessthema ist allerdings  immer
nur eine Gesetzesverletzung bzw. ein unangemessener Ent-
scheid des Betreibungsamtes im Rahmen des Arrestvollzu -
ges gemäss Art. 274–276 SchKG. Der Beschwerderich ter
überprüft den Arrestbefehl des Arrestrichters nicht. Dies-
bezügliche Rügen müssen im Einspracheverfahren geltend
gemacht werden91. Beim Beschwerdeverfahren riskiert der
Arrestgläubiger, dass das Arrestsubstrat bei Gutheissung
einer Beschwerde verringert werden kann92.

VIII. Widerspruchsverfahren

29. Zweck

im Widerspruchsverfahren wird geklärt, ob Dritte an den
arrestierten Vermögenswerten – die gemäss Art. 272 Abs. 1
Ziff. 3 SchKG (glaubhaft) dem Schuldner gehören sollten
– eigene Rechte geltend machen können93. Falls der  Dritte
an den Vermögensgegenständen Eigentum oder bei Forde -
rungen eine eigene Gläubigerstellung beweisen kann – was
vor allem nach bewilligten Durchgriffen geschieht –,  entfällt
diesbezüglich der Arrest. Falls er ein Vorzugsrecht (z.B.
Pfand recht, vorgemerkter Mietvertrag) beweisen kann, wird
der Arrest zwar nicht aufgehoben, aber der Dritte erhält bei
der Verwertung die entsprechende Vorzugsstellung94. Der
sorgfältig prozessierende Anwalt sollte den  Arrestgläubiger
bei der Bezeichnung der Vermögensgegenstände des Arrest -
schuldners im Arrestbegehren auf das Risiko hinweisen,
dass er im Falle einer niederlage in einem Widerspruchs-
verfahren nicht nur die bezeichneten Vermögenswerte "ver-
liert", sondern für das gerichtliche Verfahren auch kosten-
und entschädigungspflichtig wird.

Es steht dem Dritten frei, seine Einwendungen bereits
im Einspracheverfahren gemäss Art. 278 SchKG vorzu-
bringen. Wird er dort abgewiesen, steht ihm das Wider-
spruchsverfahren trotzdem offen, es liegt kein Fall einer
abgeurteilten Sache vor95. Der Dritte muss seine Ansprüche
gemäss Art. 106 Abs. 1 SchKG binnen angemessener Frist
nach rechtskräftiger Erledigung eines allfälligen Einspra-
cheverfahrens beim Betreibungsamt anmelden96.

IX. Ordentlicher Schadenersatzprozess

30. Zweck

Beim ordentlichen Schadenersatzprozess handelt es sich
um einen Forderungsprozess im ordentlichen Verfahren,
falls dem Arrestschuldner oder dem Dritten aus einem un-
gerechtfertigen Arrest ein Schaden entstanden ist97. Es han-

delt sich um eine Kausalhaftung, ein Verschulden des Arrest -
gläubigers muss nicht vorliegen98. Voraussetzung ist, dass
die Einsprache gutgeheissen wurde, der Arrestgläubiger
die Prosequierung nicht rechtzeitig vorgenommen hat oder
diese rechtskräftig abgewiesen wurde und der Arrest dahin -
gefallen ist (Art. 280 SchKG). Falls der Arrest nur unter
der Bedingung der Hinterlegung einer Arrestkaution gemäss
Art. 273 Abs. 1 SchKG bewilligt wurde, dient dem Arrest -
schuldner oder dem Dritten dieser Betrag als Substrat. Eine
gesetzliche Frist für die Klageeinleitung besteht nicht, es
gilt aber gemäss Art. 60 oR die Verjährungsfrist von  einem
Jahr ab der Gutheissung der Einsprache, dem Dahinfallen
des Arrestes wegen mangelnder Prosequierung oder Ab-
weisung der Prosequierungsklage99.
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90 Art. 275 i.V.m. Art. 91 – 109 SchKG; Y. ARtHo Von  GUntEn

(Fn 8), 156 ff. Als rechtsmissbräuchlich ist ein  Arrestvollzug
zu bezeichnen (und entsprechend mit Beschwerde zu rügen),
falls z.B. an verschiedenen orten nach verschiede nen bewil -
ligten Arrestbegehren wesentlich mehr Vermögen mit  Beschlag
belegt wurde, als für die tilgung der Arrestfor derung nötig
ist. BGE 120 iii 49; iVo SCHWAnDER, AJP/PJA 1994, 798 ff.
Zu den möglichen Rügen im Beschwerdeverfahren vgl.
SchKG-REiSER, Art. 274 n 21 ff.

91 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 156 ff. 
92 Einer Beschwerde kommt grundsätzlich keine  aufschiebende

Wirkung zu, eine solche muss vom Beschwerdeführer bean -
tragt werden (Art. 36 SchKG). Dies ist vom Arrestgläubiger
zu berücksichtigen, der z.B. die vom Betreibungsamt  erstellte
Arresturkunde anfechten will, will er nicht die Prosequie -
rungsfrist gemäss Art. 279 Abs. 1 SchKG verpassen; zum
ähnlich gelagerten Fall bei der Einleitung der Widerspruchs -
klage vgl. M. DiEtH (Fn 87), 374.

93 Art. 275 i.V.m. Art. 106–109 SchKG.
94 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 153 ff. 
95 Das Einspracheverfahren wird summarisch und daher mit

beschränkten, das Widerspruchsverfahren beschleunigt und
mit unbeschränkten Beweismitteln geführt. Art. 25 Ziff. 2 
lit. a SchKG; Art. 109 Abs. 4 SchKG.

96 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 155; SchKG-StoFFEL, Art. 278
n 50.

97 Art. 273 Abs. 1 SchKG; SchKG-StoFFEL, Art. 273 n 1; Zu
den möglichen Schadensposten vgl. Fn 77.

98 W. A. StoFFEL (Fn 43), 1413.
99 SchKG-StoFFEL, Art. 273 n 27; C. JAEGER/H. U. WALDER/

tH. M. KULL/M. KottMAnn (Fn 1), Art. 273 n 16; Botschaft
(Fn 2), 168.

1233



1234

1.
Zw

ec
k

Pr
ov

iso
ris

ch
e

Be
sc

hl
ag

na
hm

e 
vo

n
be

sti
m

m
te

n 
Ve

rm
ö-

ge
ns

w
er

te
n 

de
s

A
rre

sts
ch

ul
dn

er
s i

m
H

in
bl

ic
k 

au
f e

in
e 

sp
ä-

te
re

 Z
w

an
gs

vo
ll-

str
ec

ku
ng

, A
rt.

 2
71

 f.
Sc

hK
G

.

Ü
be

rp
rü

fu
ng

 d
es

A
rre

sta
bw

ei
su

ng
s-

en
tsc

he
id

es
 d

ur
ch

 d
ie

ob
er

e 
ka

nt
on

al
e

In
sta

nz
.

Ü
be

rp
rü

fu
ng

 d
es

A
rre

stb
ew

ill
ig

un
gs

-
en

tsc
he

id
es

 d
ur

ch
 d

en
A

rre
str

ic
ht

er
, A

rt.
 2

78
A

bs
. 1

 S
ch

K
G

. 

Be
gi

nn
 d

es
 e

ig
en

t-
lic

he
n 

Zw
an

gs
vo

ll-
str

ec
ku

ng
sv

er
fa

hr
en

s,
A

rt.
 3

8 
Sc

hK
G

.

G
er

ic
ht

lic
he

 F
es

tst
el

-
lu

ng
, o

b 
di

e A
rre

st-
fo

rd
er

un
g 

de
s A

rre
st-

gl
äu

bi
ge

rs
 b

ew
ei

sb
ar

m
it 

ei
ne

r S
ch

ul
da

ne
r-

ke
nn

un
g 

bz
w.

 e
in

er
öf

fe
nt

lic
he

n 
U

rk
un

de
ge

m
äs

s A
rt.

 8
2

Sc
hK

G
 b

es
te

ht
.

G
er

ic
ht

lic
he

 F
es

tst
el

-
lu

ng
, o

b 
di

e A
rre

stf
or

-
de

ru
ng

 d
es

 A
rre

st-
gl

äu
bi

ge
rs

 b
ew

ei
sb

ar
m

it 
ei

ne
m

 in
- o

de
r

au
slä

nd
isc

he
n 

U
rte

il
od

er
 e

in
em

 U
rte

ils
-

su
rro

ga
t g

em
äs

s 
A

rt.
 8

0 
Sc

hK
G

be
ste

ht
10

0 .

G
er

ic
ht

lic
he

 F
es

tst
el

-
lu

ng
, o

b 
di

e A
rre

stf
or

-
de

ru
ng

 d
es

 A
rre

st-
gl

äu
bi

ge
rs

 b
es

te
ht

.

H
in

te
rle

gu
ng

 e
in

er
Si

ch
er

he
its

le
ist

un
g

du
rc

h 
de

n 
A

rre
stg

lä
u-

bi
ge

r a
ls 

Be
di

ng
un

g
fü

r d
ie

 (w
ei

te
re

) A
uf

-
re

ch
te

rh
al

tu
ng

 d
es

A
rre

ste
s u

nd
 a

ls 
Su

b-
str

at
 fü

r d
en

 F
al

l, 
da

ss
de

m
 A

rre
sts

ch
ul

dn
er

od
er

 d
em

 D
rit

te
n 

au
s

ei
ne

m
 u

ng
er

ec
ht

fe
r-

tig
te

n 
A

rre
st 

ei
n

Sc
ha

de
n 

er
w

äc
hs

t.

Be
sc

hw
er

de
 g

eg
en

je
de

 V
er

fü
gu

ng
 d

es
(d

en
 A

rre
st 

vo
llz

ie
-

he
nd

en
) B

et
re

ib
un

gs
-

am
te

s w
eg

en
 G

es
et

-
ze

sv
er

le
tz

un
g 

od
er

U
na

ng
em

es
se

nh
ei

t.

G
er

ic
ht

lic
he

 F
es

tst
el

-
lu

ng
, o

b 
D

rit
te

 a
n 

de
n

ar
re

sti
er

te
n 

Ve
rm

ö-
ge

ns
w

er
te

n 
ei

ge
ne

(b
es

se
re

) R
ec

ht
e 

ge
l-

te
nd

 m
ac

he
n 

kö
nn

en
.

G
er

ic
ht

lic
he

 F
es

tst
el

-
lu

ng
, o

b 
de

m
 A

rre
st-

sc
hu

ld
ne

r o
de

r d
em

D
rit

te
n 

au
s e

in
em

un
ge

re
ch

tfe
rti

gt
en

A
rre

st 
ei

n 
Sc

ha
de

n
en

tst
an

de
n 

ist
10

1 .

2.
Ve

rf
ah

re
n

Su
m

m
ar

isc
he

s V
er

-
fa

hr
en

, A
rt.

 2
5 

Zi
ff.

 2
 

lit
. a

 S
ch

K
G

.

Su
m

m
ar

isc
he

s V
er

-
fa

hr
en

, A
rt.

 2
5 

Zi
ff.

 2
 

lit
. a

 S
ch

K
G

.

Su
m

m
ar

isc
he

s V
er

-
fa

hr
en

, A
rt.

 2
5 

Zi
ff.

 2
 

lit
. a

 S
ch

K
G

10
2 .

Su
m

m
ar

isc
he

s V
er

-
fa

hr
en

, A
rt.

 2
5 

Zi
ff.

 2
 

lit
. a

 S
ch

K
G

.

Su
m

m
ar

isc
he

s V
er

-
fa

hr
en

, A
rt.

 2
5 

Zi
ff.

 2
 

lit
. a

 S
ch

K
G

.

O
rd

en
tli

ch
es

Ve
rfa

hr
en

.
Su

m
m

ar
isc

he
s V

er
-

fa
hr

en
, A

rt.
 2

5 
Zi

ff.
 2

 
lit

. a
 S

ch
K

G
.

Bu
nd

es
- u

nd
 k

an
to

-
na

lre
ch

tli
ch

e V
er

fa
h-

re
ns

vo
rs

ch
rif

te
n10

3 .

Be
sc

hl
eu

ni
gt

es
 V

er
-

fa
hr

en
, A

rt.
 1

09
 

A
bs

. 4
 S

ch
K

G
.

O
rd

en
tli

ch
es

Ve
rfa

hr
en

.

A
rr

es
t-

R
ec

ht
sm

itt
el

E
in

sp
ra

ch
e-

Pr
os

eq
ui

er
un

g 
Pr

os
eq

ui
er

un
g 

Pr
os

eq
ui

er
un

g 
Pr

os
eq

ui
er

un
g 

A
rr

es
tk

au
tio

ns
-

B
es

ch
w

er
de

-
W

id
er

sp
ru

ch
s-

Sc
ha

de
ne

rs
at

z-
be

w
ill

ig
un

gs
-

ge
ge

n 
A

rr
es

t-
ve

rf
ah

re
n

du
rc

h 
B

et
re

ib
un

g
du

rc
h 

pr
ov

is
or

is
ch

e
du

rc
h 

de
fin

iti
ve

 
du

rc
h 

or
de

nt
lic

he
 

ve
rf

ah
re

n
ve

rf
ah

re
n

ve
rf

ah
re

n
ve

rf
ah

re
n

ve
rf

ah
re

n
ve

rw
ei

ge
ru

ng
R

ec
ht

sö
ff

nu
ng

R
ec

ht
sö

ff
nu

ng
K

la
ge

3.
Sa

ch
lic

he
Zu

st
än

di
gk

ei
t

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
Re

ch
t10

4 .
G

em
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t.
Im

m
er

 b
ei

m
 e

rs
tin

-
sta

nz
lic

he
n 

A
rre

st-
ric

ht
er

10
5 .

Be
tre

ib
un

gs
am

t.
G

em
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t.
G

em
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t.
G

em
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t.
A

rre
str

ic
ht

er
 g

em
äs

s
ka

nt
on

al
em

 R
ec

ht
10

6 .
A

uf
sic

ht
sb

eh
ör

de
üb

er
 d

ie
 B

et
re

ib
un

gs
-

äm
te

r, 
A

rt.
 1

3 
A

bs
. 1

i.V
.m

. A
rt.

 1
7 

A
bs

. 1
Sc

hK
G

.

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
Re

ch
t.

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
Re

ch
t.

4.
Ö

rt
lic

he
Zu

st
än

di
gk

ei
t

O
rt 

de
r V

er
m

ög
en

s-
ge

ge
ns

tä
nd

e,
 A

rt.
 2

72
A

bs
. 1

 S
ch

K
G

.

A
rre

sto
rt.

A
rre

sto
rt.

O
rd

en
tli

ch
er

 B
et

re
i-

bu
ng

s-
 o

de
r A

rre
sto

rt,
A

rt.
 4

6 
un

d 
52

Sc
hK

G
10

7 .

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 IP
RG

am
 o

rd
en

tli
ch

en
Be

tre
ib

un
gs

or
t o

de
r

A
rre

sto
rt,

 A
rt.

 4
IP

RG
.

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 L
ug

Ü
am

 G
er

ic
ht

ss
ta

nd
ge

m
äs

s L
ug

Ü
10

8 .

Im
 n

at
io

na
le

n 
Ve

rh
äl

t-
ni

s a
m

 o
rd

en
tli

ch
en

Be
tre

ib
un

gs
- o

de
r

A
rre

sto
rt,

 A
rt.

 8
4 

A
bs

. 1
 S

ch
K

G
.

O
rd

en
tli

ch
er

 B
et

re
i-

bu
ng

s-
 o

de
r A

rre
sto

rt,
A

rt.
 8

4 
A

bs
. 1

Sc
hK

G
10

9 .

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 IP
RG

am
 G

er
ic

ht
ss

ta
nd

ge
m

äs
s I

PR
G

, i
ns

be
-

so
nd

er
e 

am
 A

rre
sto

rt,
A

rt.
 4

 IP
RG

11
0 .

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 L
ug

Ü
am

 G
er

ic
ht

ss
ta

nd
ge

m
äs

s L
ug

Ü
11

1 .

Im
 n

at
io

na
le

n 
Ve

rh
äl

t-
ni

s a
m

 G
er

ic
ht

ss
ta

nd
ge

m
äs

s G
es

tG
.

A
rre

sto
rt10

6 .
Be

tre
ib

un
gs

or
t.

G
er

ic
ht

ss
ta

nd
 g

em
äs

s
A

rt.
 1

09
 A

bs
. 1

–3
Sc

hK
G

11
2 .

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 IP
RG

am
 S

ch
ad

en
so

rt
(A

rre
sto

rt)
, A

rt.
 1

29
A

bs
. 2

 IP
RG

11
3 .

Im
 in

te
rn

at
io

na
le

n
Ve

rh
äl

tn
is 

na
ch

 L
ug

Ü
am

 S
ch

ad
en

so
rt

(A
rre

sto
rt)

, A
rt.

 5
Zi

ff.
 3

 L
ug

Ü
11

4 .

Im
 n

at
io

na
le

n 
Ve

rh
äl

t-
ni

s n
ac

h 
G

es
tG

 a
m

Sc
ha

de
ns

or
t g

em
äs

s
A

rt.
 2

5 
G

es
tG

 o
de

r
am

 A
rre

sto
rt 

ge
m

äs
s

A
rt.

 2
73

 A
bs

. 2
Sc

hK
G

.

X
. Ü

b
er

si
ch

t

5.
R

ec
ht

sb
eg

eh
re

n11
5

Es
 se

ie
n 

sä
m

tli
ch

e
Ve

rm
ög

en
sg

eg
en

-
stä

nd
e 

de
s A

rre
st-

sc
hu

ld
ne

rs
, i

ns
be

so
n-

de
re

 F
or

de
ru

ng
en

,
K

on
to

ko
rre

nt
gu

th
ab

en
un

d 
Ba

rs
ch

af
te

n 
in

 

Es
 se

i d
er

 E
nt

sc
he

id
de

r V
or

in
sta

nz
 v

om
…

 a
uf

zu
he

be
n 

un
d 

es
se

i e
in

 A
rre

stb
ef

eh
l

ge
m

äs
s d

em
 v

or
 V

or
-

in
sta

nz
 g

es
te

llt
en

Re
ch

tsb
eg

eh
re

n 
zu

 

Es
 se

i d
er

 A
rre

stb
ef

eh
l

vo
m

 …
 (G

es
ch

äf
t 

N
r. 

…
, A

rre
st 

N
r. 

…
de

s B
et

re
ib

un
gs

am
te

s
…

) a
uf

zu
he

be
n 

(E
in

-
sp

ra
ch

e 
du

rc
h 

A
rre

st-
sc

hu
ld

ne
r) 

bz
w.

 e
s

O
rd

en
tli

ch
es

 B
et

re
i-

bu
ng

sb
eg

eh
re

n 
(fü

r
di

e A
rre

stf
or

de
ru

ng
)

zu
zü

gl
ic

h 
be

re
its

an
ge

fa
lle

ne
 A

rre
st-

ko
ste

n11
8 .

Es
 se

i i
n 

de
r B

et
re

i-
bu

ng
 N

r. 
…

 d
es

Be
tre

ib
un

gs
am

te
s …

(Z
ah

lu
ng

sb
ef

eh
l v

om
…

) p
ro

vi
so

ris
ch

e
Re

ch
tsö

ffn
un

g 
fü

r
CH

F 
…

 n
eb

st 
Zi

ns
 z

u

1.
 E

s s
ei

 d
as

 U
rte

il
de

s A
m

tsg
er

ic
ht

es
 …

vo
m

 …
 fü

r v
ol

lst
re

ck
-

ba
r z

u 
er

kl
är

en
 (f

al
ls

sic
h 

di
e 

Fo
rd

er
un

g 
au

f
ei

n 
au

slä
nd

isc
he

s
U

rte
il 

stü
tz

t).
 2

. E
s s

ei
 

Es
 se

i d
er

 B
ek

la
gt

e 
zu

ve
rp

fli
ch

te
n,

 d
em

K
lä

ge
r C

H
F 

…
 n

eb
st

Zi
ns

 z
u 

…
 %

 se
it 

…
zu

 b
ez

ah
le

n 
(A

rre
st-

fo
rd

er
un

g)
. E

s s
ei

 d
er

Re
ch

tsv
or

sc
hl

ag
 in

Es
 se

i d
er

 A
rre

stg
lä

u-
bi

ge
r z

u 
ve

rp
fli

ch
te

n,
be

i e
in

er
 v

om
 G

er
ic

ht
 

zu
 b

ez
ei

ch
ne

nd
en

St
el

le
 in

ne
rt 

10
 T

ag
en

ab
 Z

us
te

llu
ng

 d
es

G
er

ic
ht

se
nt

sc
he

id
es

 

1.
 E

s s
ei

 (z
.B

.) 
de

r
Vo

llz
ug

 d
es

 A
rre

ste
s

N
r. 

…
 (A

rre
stb

ef
eh

l 
N

r. 
de

s B
ez

irk
sg

e-
ric

ht
es

 …
) d

ur
ch

 d
as

Be
tre

ib
un

gs
am

t …
vo

m
 …

 in
 B

ez
ug

 a
uf

 

Es
 se

i (
z.

B.
) d

er
Ei

ge
nt

um
sa

ns
pr

uc
h

de
s K

lä
ge

rs
 a

n 
de

n 
im

A
rre

st 
N

r. 
…

 d
es

Be
tre

ib
un

gs
am

te
s …

(A
rre

stb
ef

eh
l N

r. 
…

de
s B

ez
irk

sg
er

ic
ht

es
 

Es
 se

i d
er

 A
rre

stg
lä

u-
bi

ge
r z

u 
ve

rp
fli

ch
te

n,
de

m
 A

rre
sts

ch
ul

dn
er

(D
rit

te
n)

 C
H

F 
…

ne
bs

t Z
in

s z
u 

5%
 se

it
…

 z
u 

be
za

hl
en

; (
ev

tl.
es

 se
i d

ie
 G

er
ic

ht
s-



1235

6.
Vo

rs
ch

üs
se

 fü
r

G
er

ic
ht

sg
eb

üh
re

n
un

d 
Pa

rt
ei

en
ts

ch
ä-

di
gu

ng
en

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

G
er

ic
ht

sk
os

te
n,

 
A

rt.
 4

9 
A

bs
. 2

 G
eb

V
Sc

hK
G

.

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

G
er

ic
ht

sk
os

te
n,

 
A

rt.
 4

9 
A

bs
. 2

 G
eb

V
Sc

hK
G

12
0 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

G
er

ic
ht

sk
os

te
n,

 
A

rt.
 4

9 
A

bs
. 2

 G
eb

V
Sc

hK
G

12
1 . I

m
 W

ei
te

r-
zu

gs
ve

rfa
hr

en
 g

em
äs

s 
A

rt.
 2

78
 A

bs
. 3

Sc
hK

G
 V

or
sc

hu
ss

du
rc

h 
di

e 
Pa

rte
i, 

di
e

da
s R

ec
ht

sm
itt

el
-

ve
rfa

hr
en

 a
ns

tre
ng

t
(A

rre
stg

lä
ub

ig
er

,
A

rre
sts

ch
ul

dn
er

,
D

rit
te

)12
2 .

K
os

te
nv

or
sc

hu
ss

du
rc

h 
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

fü
r B

et
re

ib
un

gs
ko

s-
te

n,
 A

rt.
 6

8 
Sc

hK
G

.

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 
fü

r G
er

ic
ht

sk
os

te
n,

A
rt.

 4
9 

A
bs

. 2
 G

eb
V

Sc
hK

G
12

3 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

Re
ch

tsö
ffn

un
gs

-
ge

bü
hr

, A
rt.

 4
9 

A
bs

. 2
G

eb
V

 S
ch

K
G

12
4 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

G
er

ic
ht

sk
os

te
n 

un
d

Pa
rte

ie
nt

sc
hä

di
gu

ng
fü

r d
as

 E
xe

qu
at

ur
-

ve
rfa

hr
en

 g
em

äs
s 

ka
nt

on
al

em
 R

ec
ht

12
5 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

 fü
r

G
er

ic
ht

sk
os

te
n 

un
d

Pa
rte

ie
nt

sc
hä

di
gu

ng
ge

m
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t12
6 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
sts

ch
ul

dn
er

/D
rit

te
fü

r G
er

ic
ht

sk
os

te
n,

A
rt.

 4
9 

A
bs

. 2
 G

eb
V

Sc
hK

G
. I

m
 W

ei
te

r-
zu

gs
ve

rfa
hr

en
 g

em
äs

s
A

rt.
 2

78
 A

bs
. 3

Sc
hK

G
 V

or
sc

hu
ss

du
rc

h 
di

e 
Pa

rte
i, 

di
e

da
s R

ec
ht

sm
itt

el
-

ve
rfa

hr
en

 a
ns

tre
ng

t
(A

rre
stg

lä
ub

ig
er

,
A

rre
sts

ch
ul

dn
er

,
D

rit
te

)12
7 .

N
ei

n.
Vo

rs
ch

us
s d

ur
ch

 k
la

-
ge

nd
e 

Pa
rte

i f
ür

G
er

ic
ht

sk
os

te
n 

un
d

Pa
rte

ie
nt

sc
hä

di
gu

ng
ge

m
äs

s k
an

to
na

le
m

Re
ch

t12
5 .

Vo
rs

ch
us

s d
ur

ch
A

rre
sts

ch
ul

dn
er

/D
rit

te
fü

r G
er

ic
ht

sk
os

te
n

un
d 

Pa
rte

ie
nt

sc
hä

-
di

gu
ng

 g
em

äs
s k

an
-

to
na

le
m

 R
ec

ht
12

5 . 

in
- u

nd
 a

us
lä

nd
isc

he
r

W
äh

ru
ng

, W
er

tsc
hr

if-
te

n,
 D

ep
ot

s, 
Ed

el
m

e-
ta

lle
, s

on
sti

ge
 V

er
-

m
ög

en
sw

er
te

 so
w

ie
sä

m
tli

ch
e 

H
er

au
s-

ga
be

an
sp

rü
ch

e 
au

s
D

ep
ot

ve
rtr

äg
en

 u
nd

Tr
eu

ha
nd

ve
rh

äl
tn

is-
se

n,
 in

sb
es

on
de

re
K

on
to

 N
r. 

…
, l

au
te

nd
au

f d
en

 N
am

en
 u

nd
/

od
er

 N
um

m
er

n 
un

d/
od

er
 D

ec
kn

am
en

 d
es

A
rre

sts
ch

ul
dn

er
s b

ei
de

r B
an

k 
X

Y
 (g

en
au

e
A

dr
es

se
) z

u 
ar

re
sti

e-
re

n,
 a

lle
s s

ow
ei

t 
ar

re
sti

er
ba

r b
is 

zu
r

D
ec

ku
ng

 d
er

 A
rre

st-
fo

rd
er

un
g 

vo
n 

CH
F

…
 n

eb
st 

Zi
ns

 z
u 

…
 %

se
it 

…
 so

w
ie

 d
er

K
os

te
n11

6 .

be
w

ill
ig

en
. D

ie
 K

os
-

te
n 

fü
r d

as
 R

ec
ht

sm
it-

te
lv

er
fa

hr
en

 se
ie

n 
au

f
di

e 
St

aa
tsk

as
se

 z
u

ne
hm

en
.

se
ie

n 
di

e 
de

m
 E

in
-

sp
re

ch
er

 g
eh

ör
en

de
n,

vo
m

 A
rre

st 
er

fa
ss

te
n

Ve
rm

ög
en

sw
er

te
 …

au
s d

em
 A

rre
st 

zu
 

en
tla

ss
en

 (E
in

sp
ra

ch
e

du
rc

h 
D

rit
te

); 
un

te
r

K
os

te
n-

 u
nd

 E
nt

sc
hä

-
di

gu
ng

sf
ol

ge
n 

zu
 L

as
-

te
n 

de
s A

rre
stg

lä
u-

bi
ge

rs
11

7 .

…
 %

 se
it 

…
 u

nd
 d

ie
A

rre
stk

os
te

n 
vo

n 
…

zu
 e

rte
ile

n,
 u

nt
er

K
os

te
n-

 (i
nk

l. 
A

rre
st-

ko
ste

n 
vo

n 
CH

F 
…

)
un

d 
En

tsc
hä

di
gu

ng
s-

fo
lg

en
 z

u 
La

ste
n 

de
s

Be
kl

ag
te

n.

in
 d

er
 B

et
re

ib
un

g 
N

r.
…

 d
es

 B
et

re
ib

un
gs

-
am

te
s …

 (Z
ah

lu
ng

s-
be

fe
hl

 v
om

 …
) d

ef
in

i-
tiv

e 
Re

ch
tsö

ffn
un

g 
fü

r
CH

F 
…

 n
eb

st 
Zi

ns
 z

u
…

%
 se

it 
…

 u
nd

 d
ie

A
rre

stk
os

te
n 

vo
n 

…
zu

 e
rte

ile
n.

 3
. U

nt
er

K
os

te
n-

 (i
nk

l. 
A

rre
st-

ko
ste

n 
vo

n 
CH

F 
…

)
un

d 
En

tsc
hä

di
gu

ng
s-

fo
lg

en
 z

u 
La

ste
n 

de
s

Be
kl

ag
te

n.

de
r B

et
re

ib
un

g 
N

r. 
…

de
s B

et
re

ib
un

gs
am

te
s

…
 (Z

ah
lu

ng
sb

ef
eh

l
vo

m
 …

) z
u 

be
se

iti
ge

n,
un

te
r K

os
te

n-
 (i

nk
l.

A
rre

stk
os

te
n 

vo
n 

CH
F

…
) u

nd
 E

nt
sc

hä
di

-
gu

ng
sf

ol
ge

n 
zu

La
ste

n 
de

s B
ek

la
gt

en
.

al
s S

ic
he

rh
ei

t f
ür

ei
ne

n 
al

lfä
lli

ge
n 

Sc
ha

-
de

n 
de

s S
ch

ul
dn

er
s

(D
rit

te
n)

 a
us

 d
em

un
ge

re
ch

tfe
rti

gt
en

A
rre

st 
(…

) e
in

e
Si

ch
er

he
its

le
ist

un
g 

im
Be

tra
g 

vo
n 

CH
F 

…
zu

 d
ep

on
ie

re
n,

 u
nt

er
de

r A
nd

ro
hu

ng
, 

da
ss

 d
er

 A
rre

st 
im

U
nt

er
la

ss
un

gs
fa

ll 
au

fg
eh

ob
en

 w
ird

;
un

te
r K

os
te

n-
 u

nd
En

tsc
hä

di
gu

ng
sf

ol
ge

n
zu

 L
as

te
n 

de
s A

rre
st-

sc
hu

ld
ne

rs
.

di
e 

vo
m

 A
rre

st 
er

fa
ss

-
te

n 
Ve

rm
ög

en
sw

er
te

de
s …

 (T
ru

sts
) f

ür
ni

ch
tig

 z
u 

er
kl

är
en

un
d 

au
fz

uh
eb

en
. 2

. E
s

se
i d

as
 B

et
re

ib
un

gs
-

am
t …

 a
nz

uw
ei

se
n,

di
e 

en
tsp

re
ch

en
de

n
Ve

rm
ög

en
sw

er
te

 a
us

de
m

 A
rre

st 
zu

 e
nt

la
s-

se
n.

…
) g

eg
en

 d
en

 A
rre

st-
sc

hu
ld

ne
r …

 fü
r e

in
e

Fo
rd

er
un

g 
vo

n 
CH

F
…

 (n
eb

st 
Zi

ns
en

 u
nd

K
os

te
n)

 a
rre

sti
er

te
n

G
eg

en
stä

nd
e 

…
 N

r. 
…

im
 S

ch
ät

zu
ng

sw
er

t
vo

n 
CH

F 
…

 fe
stz

u-
ste

lle
n 

un
d 

es
 se

ie
n

de
m

zu
fo

lg
e 

di
es

e
G

eg
en

stä
nd

e 
au

s d
em

A
rre

st 
zu

 e
nt

la
ss

en
,

un
te

r K
os

te
n-

 u
nd

En
tsc

hä
di

gu
ng

sf
ol

ge
n

zu
 L

as
te

n 
de

s B
ek

la
g-

te
n11

9 .

ka
ss

e 
an

zu
w

ei
se

n,
de

m
 A

rre
sts

ch
ul

dn
er

(D
rit

te
n)

 d
en

 g
er

ic
ht

-
lic

h 
zu

ge
sp

ro
ch

en
en

Be
tra

g 
au

s d
er

 A
rre

st-
ka

ut
io

n 
im

 A
rre

stv
er

-
fa

hr
en

 (A
rre

stb
ef

eh
l

vo
m

 …
, G

es
ch

. N
r.

…
) d

ire
kt

 a
us

zu
za

h-
le

n)
; u

nt
er

 K
os

te
n-

un
d 

En
tsc

hä
di

gu
ng

s-
fo

lg
en

 z
u 

La
ste

n 
de

s
A

rre
stg

lä
ub

ig
er

s.

7.
A

rr
es

tk
au

tio
n

(S
ic

he
rh

ei
ts

le
ist

un
g)

ge
m

äs
s A

rt
. 2

73
Sc

hK
G

Fe
sts

et
zu

ng
 d

ur
ch

 d
as

G
er

ic
ht

 (K
an

n-
Vo

r-
sc

hr
ift

), 
ab

hä
ng

ig
vo

m
 m

ög
lic

he
n

Sc
ha

de
n 

de
s A

rre
st-

sc
hu

ld
ne

rs
 o

de
r e

in
es

D
rit

te
n.

Fe
sts

et
zu

ng
 d

ur
ch

 d
as

G
er

ic
ht

 m
ög

lic
h.

Fe
sts

et
zu

ng
, R

ed
uk

-
tio

n 
od

er
 E

rh
öh

un
g

du
rc

h 
da

s G
er

ic
ht

m
ög

lic
h.

8.
K

os
te

n
(C

H
F)

40
–2

00
0,

 A
rt.

 4
8

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

60
–3

00
0,

 A
rt.

 4
8

i.V
.m

. A
rt.

 6
1 

G
eb

V
Sc

hK
G

12
8 .

40
–2

00
0,

 A
rt.

 4
8

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

60
–3

00
0,

 A
rt.

 4
8

i.V
.m

. A
rt.

 6
1 

G
eb

V
Sc

hK
G

 im
 W

ei
te

r-
zu

gs
ve

rfa
hr

en
12

9 .

7–
40

0,
 A

rt.
 1

6 
G

eb
V

Sc
hK

G
.

40
–2

00
0,

 A
rt.

 4
8

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

40
–2

00
0 

fü
r d

as
Re

ch
tsö

ffn
un

gs
-

ve
rfa

hr
en

, A
rt.

 4
8

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
G

eb
üh

re
nt

ar
if 

fü
r d

as
Ex

eq
ua

tu
rv

er
fa

hr
en

13
0 . 

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
G

eb
üh

re
nt

ar
if.

40
–2

00
0,

 A
rt.

 4
8

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

60
–3

00
0,

 A
rt.

 4
8

i.V
.m

. A
rt.

 6
1 

G
eb

V
Sc

hK
G

 im
 W

ei
te

r-
zu

gs
ve

rfa
hr

en
10

6 .

G
ru

nd
sä

tz
lic

h 
ko

ste
n-

lo
s, 

A
rt.

 2
0a

 A
bs

. 1
Sc

hK
G

13
1 .

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
G

eb
üh

re
nt

ar
if,

 A
rt.

 5
0

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

G
em

äs
s k

an
to

na
le

m
G

eb
üh

re
nt

ar
if.



1236
10

.
R

ec
ht

sm
itt

el
V

gl
. S

pa
lte

n 
"R

ec
ht

s-
m

itt
el

 g
eg

en
 A

rre
st-

ve
rw

ei
ge

ru
ng

" u
nd

"E
in

sp
ra

ch
ev

er
fa

h-
re

n"
.

K
an

to
na

le
 a

us
se

ro
r-

de
nt

lic
he

 R
ec

ht
s-

m
itt

el
, s

ta
at

sr
ec

ht
lic

he
Be

sc
hw

er
de

.

Bu
nd

es
re

ch
tli

ch
 v

or
-

ge
se

he
ne

s o
rd

en
t-

lic
he

s R
ec

ht
sm

itt
el

 a
n

ka
nt

on
al

e 
Re

ch
tsm

it-
te

lin
sta

nz
 (W

ei
te

rz
ug

s-
ve

rfa
hr

en
). 

W
ei

te
re

ka
nt

on
al

e 
au

ss
er

-
or

de
nt

lic
he

 R
ec

ht
s-

m
itt

el
, s

ta
at

sr
ec

ht
lic

he
Be

sc
hw

er
de

.

O
rd

en
tli

ch
e 

od
er

au
ss

er
or

de
nt

lic
he

 k
an

-
to

na
le

 R
ec

ht
sm

itt
el

13
7 .

St
aa

tsr
ec

ht
lic

he
Be

sc
hw

er
de

.

O
rd

en
tli

ch
e 

od
er

au
ss

er
or

de
nt

lic
he

 k
an

-
to

na
le

 R
ec

ht
sm

itt
el

13
8 .

St
aa

tsr
ec

ht
lic

he
Be

sc
hw

er
de

.

O
rd

en
tli

ch
e 

un
d 

au
s-

se
ro

rd
en

tli
ch

e 
ka

nt
o-

na
le

 R
ec

ht
sm

itt
el

.
Bu

nd
es

re
ch

tli
ch

e
Be

ru
fu

ng
 o

de
r N

ic
h-

tig
ke

its
be

sc
hw

er
de

un
d/

od
er

 st
aa

tsr
ec

ht
-

lic
he

 B
es

ch
w

er
de

.

Bu
nd

es
re

ch
tli

ch
 v

or
-

ge
se

he
ne

s o
rd

en
t-

lic
he

s R
ec

ht
sm

itt
el

 a
n

ka
nt

on
al

e 
Re

ch
tsm

it-
te

lin
sta

nz
 (W

ei
te

r-
zu

gs
ve

rfa
hr

en
13

9 ).
W

ei
te

re
 k

an
to

na
le

au
ss

er
or

de
nt

lic
he

Re
ch

tsm
itt

el
, s

ta
at

s-
re

ch
tli

ch
e

Be
sc

hw
er

de
.

Bu
nd

es
re

ch
tli

ch
 v

or
-

ge
se

he
ne

 W
ei

te
rz

ug
s-

m
ög

lic
hk

ei
t a

n 
di

e
un

te
re

 u
nd

 –
 so

w
ei

t
vo

rh
an

de
n 

– 
ob

er
e

ka
nt

on
al

e A
uf

sic
ht

s-
be

hö
rd

e 
so

w
ie

 a
n 

da
s

Bu
nd

es
ge

ric
ht

14
0 .

O
rd

en
tli

ch
e 

un
d 

au
s-

se
ro

rd
en

tli
ch

e 
ka

nt
o-

na
le

 R
ec

ht
sm

itt
el

.
Bu

nd
es

re
ch

tli
ch

e
Be

ru
fu

ng
 o

de
r N

ic
h-

tig
ke

its
be

sc
hw

er
de

un
d/

od
er

 st
aa

tsr
ec

ht
-

lic
he

 B
es

ch
w

er
de

.

O
rd

en
tli

ch
e 

un
d 

au
s-

se
ro

rd
en

tli
ch

e 
ka

nt
o-

na
le

 R
ec

ht
sm

itt
el

.
Bu

nd
es

re
ch

tli
ch

e
Be

ru
fu

ng
 o

de
r N

ic
h-

tig
ke

its
be

sc
hw

er
de

un
d/

od
er

 st
aa

tsr
ec

ht
-

lic
he

 B
es

ch
w

er
de

.

9.
Pa

rt
ei

en
ts

ch
ä-

di
gu

ng
N

ei
n.

N
ei

n13
2 .

Ja
. E

in
sp

ra
ch

e-
 u

nd
W

ei
te

rz
ug

sv
er

fa
hr

en
,

A
rt.

 6
2 

A
bs

. 1
 G

eb
V

Sc
hK

G
13

3 .

Ja
. A

rt.
 6

2 
A

bs
. 1

G
eb

V
 S

ch
K

G
13

4 .
Ja

. A
rt.

 6
2 

A
bs

. 1
G

eb
V

 S
ch

K
G

 fü
r d

as
Re

ch
tsö

ffn
un

gs
-

ve
rfa

hr
en

13
5 . G

em
äs

s
ka

nt
on

al
em

 G
eb

üh
-

re
nt

ar
if 

fü
r d

as
 E

xe
-

qu
at

ur
ve

rfa
hr

en
. 

Ja
. G

em
äs

s k
an

to
na

-
le

m
 G

eb
üh

re
nt

ar
if.

Ja
. E

in
sp

ra
ch

e-
 u

nd
W

ei
te

rz
ug

sv
er

fa
hr

en
,

A
rt.

 6
2 

A
bs

. 1
 G

eb
V

Sc
hK

G
13

6 .

N
ei

n.
 A

rt.
 6

2 
A

bs
. 2

G
eb

V
 S

ch
K

G
.

Ja
. G

em
äs

s k
an

to
na

-
le

m
 G

eb
üh

re
nt

ar
if.

Ja
. G

em
äs

s k
an

to
na

-
le

m
 G

eb
üh

re
nt

ar
if.

100 Falls sich die Forderung auf ein Gerichtsurteil aus dem Aus-
land stützt, ist im Rahmen des Rechtsöffnungsverfahrens vor-
ab über die Vollstreckbarkeit des Urteiles zu entscheiden
(Exequaturverfahren). BGE 126 iii 156 = Pra 2000 nr. 187.

101 Diese Klage kann für gewisse bereits feststehende Schadens -
posten bereits mittels Widerklage im ordentlichen Prosequie -
rungsverfahren geltend gemacht werden. SchKG-StoFFEL,
Art. 274 n 26.

102 Das kantonale Prozessrecht bestimmt, ob die Einsprache
mündlich oder schriftlich gemacht werden muss, Y. ARtHo

Von GUntEn (Fn 8), 35 ff.
103 HAnS FRitZSCHE/HAnS ULRiCH WALDER, Schuldbetreibung

und Konkurs nach schweizerischem Recht, Band i Zürich
1984, Rz 23 ff.; Art. 75 ff. oG. 

104 Vgl. Übersicht bei SchKG-StoFFEL, Art. 272 n 36.
105 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1026; § 213 Ziff. 14 ZPo ZH.
106 Die Praxis ist uneinheitlich. Vgl. vorne Ziff. 27.
107 BGE 120 iii 92. Falls für eine Forderung an verschiedenen

orten Arreste erwirkt wurden, so ist dann, wenn für den Ar-
restschuldner in der Schweiz kein allgemeiner Betreibungs ort
besteht, jeder dieser Arreste durch eine besondere, am Ar-
restort anzuhebende Betreibung zu prosequieren. BGE 88 iii
66.

108 Entscheidend ist die Abgrenzung, ob es sich beim proviso-
rischen Rechtsöffnungsverfahren um ein Erkenntnis- oder
ein Zwangsvollstreckungsverfahren gemäss Art. 16 Ziff. 5
LugÜ handelt, vgl. ALExAnDER R. MARKUS, Lugano Über -
einkommen und SchKG-Zuständigkeiten: Provisorische
Rechtsöffnung, Aberkennungsklage und Zahlungsbefehl, Ba-
sel, 2. A. 1997. Art. 3 LugÜ schliesst den Gerichtsstand des
Arrestortes gemäss Art. 4 iPRG ausdrücklich aus. nach Zür-
cher Rechtsprechung kann sich der Arrestgläubiger im Gel-
tungsbereich des LugÜ im provisorischen Rechtsöffnungs-
verfahren nicht auf den Gerichtsstand am ort der Voll-
streckung, d.h. der Arrestlegung, gemäss Art. 16 Ziff. 5 LugÜ
berufen. Der Gerichtsstand ist nur gegeben, falls eine  andere
Zuständigkeit gemäss LugÜ begründet wird (falls z.B. der
Arrestort dem Erfüllungsort gemäss Art. 5 Ziff. 1 LugÜ ent-
spricht). ZR 1998 nr. 14. Zur Praxis in den verschiedenen
Kantonen vgl. W. A. StoFFEL (Fn 43), 1414 und PAUL VoLKEn

in der regelmässigen Kommentierung der Rechtsprechung
zum LugÜ in der Schweizerischen Zeitschrift für internatio -
nales und europäisches Recht (SZiER). Es fragt sich sodann,
ob es zweckmässig ist, die provisorische Rechtsöffnung, bei
der nicht materiell über die Forderung, sondern nur über die
Fortsetzung der Betreibung entschieden wird, vor einem aus-
ländischen Gericht, das mit dem schweizerischen Zwangs-
vollstreckungsrecht nicht vertraut ist, anhängig zu machen.
in diesem Fall drängt sich auf, die Prosequierung direkt durch
die Einleitung der ordentlichen Klage vorzunehmen. Zur Pro-
blematik bei der Einleitung einer Aberkennungsklage (nega -
tive Feststellungsklage) im Ausland vgl. SchKG-REiSER, 
Art. 279 n 27.

109 Beim Exequaturverfahren handelt es sich sowohl im Bereich
des iPRG als auch des LugÜ um ein Zwangsvollstreckungs-
und nicht um ein Erkenntnisverfahren, Art. 16 Ziff. 5 LugÜ.

110 Zu beachten ist, dass z.B. Gerichtsstands- und Schiedsge-
richtsvereinbarungen in einem Vertrag zwischen Arrestgläu -
biger und Arrestschuldner auch im Arrestprosequierungs-
verfahren zu beachten sind. Art. 5 iPRG, Art. 17 LugÜ, 
Art. 39 GestG. SchKG-REiSER, Art. 279 n 15. Vgl. im Übri-
gen die Formulierung von Art. 4 iPRG.

111 SchKG-REiSER Art. 279 n 19.
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112 Unumstritten ist, dass die Klage gegen den betreibenden Ar-
restgläubiger eine vollstreckungsrechtliche Klage gemäss
Art. 16 Ziff. 5 LugÜ ist. Richtet sich die Klage gegen den
Dritten, ist die Lehre uneinheitlich. D. StAEHELin (Fn 69),
277 mit weiteren Verweisen; iVo SCHWAnDER, Die Gerichts -
zu ständigkeiten im Lugano-Übereinkommen, in: Das  Lugano-
Übereinkommen, St. Gallen 1990, 93; BGE 107 iii 118. Das
Bundesgesetz über den Gerichtsstand in Zivilsachen (GestG)
kommt nicht zur Anwendung, Art. 1 Abs. 2 lit. b GestG.

113 SchKG-StoFFEL, Art. 274 n 32.
114 SchKG-StoFFEL, Art. 274 n 32.
115 Bei der Formulierung des Rechtsbegehrens ist zu beachten,

dass vom Gericht verlangt wird, dass sämtliche Arrestkosten,
die vom Arrestgläubiger vorgeschossen wurden, ersetzt  wer -
den. Art. 68 SchKG; Art. 281 Abs. 2 SchKG.

116 Vgl. M. MÜLLER-CHEn (Fn 28), 224 Fn 110.
117 Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), 36.
118 CHF 10–400 für den Arrestvollzug, Art. 20 und 21 GebV

SchKG. Sind z.B. nachtragsurkunden auszustellen,  mehrere
Zustellungen oder Publikationen im Amtsblatt, Übersetzun-
gen etc. zu machen, steigen diese Kosten.

119 Der Parteirollenverteilung gemäss Art. 107 f. SchKG, der
Art der Ansprache (Eigentum, Pfand, Forderung) und dem-
nach der genauen Formulierung des Rechtsbegehrens ist
 spezielle Beachtung zu schenken. Vgl. ALExAnDER BRUn-
nER/MURiEL HoULMAnn/MARK REUttER, Kollokations- und
Widerspruchs klagen nach SchKG, Bern 1994, 165 ff.

120 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1027 f. im Kanton Zürich können
Rechtsmittelentscheide des obergerichtes betreffend Arrest -
verweigerung mit kantonaler nichtigkeitsbeschwerde beim
Kassationsgericht angefochten werden, §§ 281 ff. ZPo ZH.
Das Kassationsgericht bringt auf die Kosten- und Entschä-
digungsregelung im nichtigkeitsbeschwerdeverfahren mit
der Begründung, es würden nur kantonale nichtigkeitsgründe
geprüft, nicht die GebV SchKG, sondern den kantonalen Ge-
bührentarif (für Gerichtskosten und Prozessentschädigung)
zur Anwendung (Entscheide des Kassationsgerichtes vom
13. September 1982, nr. 48/82, und vom 2. Mai 2002, 
nr. 2001/396 Z). Demzufolge richtet sich die Vorschuss -
pflicht im kantonalen nichtigkeitsbeschwerdeverfahren eben-
falls nach diesen tarifen und damit nach §§ 73 ff., insbeson -
dere § 75 ZPo ZH (und nicht nach GebV SchKG).

121 Dies gilt unabhängig davon, dass abstrakt betrachtet der Ar-
restschuldner oder der Dritte das Einspracheverfahren ein-
geleitet haben. Verursacht wurde es aber vom  Arrestgläu -
biger, kann doch dem Arrestschuldner bzw. dem Dritten nicht
zum Vorwurf gemacht werden, dass sie sich im Arrestbewil -
ligungsverfahren nicht geäussert haben. Dies muss umso
mehr gelten, als die Parteirollenverteilung im  Einsprache -
verfahren auch so erfolgt, dass dem Arrestgläubiger die Klä-
gerrolle zukommt. Vgl. vorne Ziff. iV 17. SchKG-StoFFEL,
Art. 272 n 58; Y. ARtHo Von GUntEn (Fn 8), S. 121 ff. Zur
Kosten- und Entschädigungsregelung im kantonalen nichtig -
keitsbeschwerdeverfahren vgl. Fn 120.

122 Zur Kosten- und Entschädigungsregelung im kantonalen
nichtigkeitsbeschwerdeverfahren vgl. Fn 120.

123 Kein Vorschuss im Rechtsöffnungsverfahren für die Partei-
entschädigung, R. FRAnK/H. StRÄULi/G. MESSMER (Fn 7), 
§ 73 n 1.

124 Fn 123.
125 §§ 73 ff. ZPo ZH (vorbehalten Art. 17 der Haager Überein-

kunft betreffend Zivilprozessrecht vom 17.7.1905 bzw.
1.3.1954); vgl. § 76 ZPo ZH (Prozesse gegen Personen im
Ausland, Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG).

126 Fn 125.
127 Zur Kosten- und Entschädigungsregelung im kantonalen

nichtigkeitsbeschwerdeverfahren vgl. Fn 120.
128 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1027 f. Zur Kosten- und Entschädi-

gungsregelung im kantonalen nichtigkeitsbeschwerdever-
fahren vgl. Fn 120.

129 Zur Kosten- und Entschädigungsregelung im kantonalen
nichtigkeitsbeschwerdeverfahren vgl. Fn 120.

130 Die Kostenregelung für das  Vollstreckbarerklärungsverfahren
wird nicht von der GebV SchKG bestimmt, sondern vom
kantonalen Recht. Demzufolge werden in den Verfahren um
Erteilung der definitiven Rechtsöffnung bzw. der Exequatur
einerseits für die Exequatur ein Kostensatz gemäss kantona-
lem Recht und anderseits für die Rechtsöffnung eine Spruch-
gebühr gemäss GebV SchKG veranschlagt. ZR 1995 nr. 24.
im Anwendungsbereicht des LugÜ ist es den Gerichten auf-
grund von Art. iii des Protokolls nr. 1 über bestimmte Zustän -
digkeits-, Verfahrens- und Vollstreckungsfragen verwehrt,
Gebühren zu erheben, die nach der Höhe des Streitwertes ab-
gestuft sind.

131 Art. 20a Abs. 1 SchKG, Art. 61 Abs. 2 lit. a GebV SchKG;
Bussenauflage bis CHF 1500 an Partei oder Vertreter bei
böswilliger oder mutwilliger Beschwerdeführung, Pra 2001
nr. 151.

132 P. BREitSCHMiD (Fn 9), 1028. Zur Kosten- und Entschädi-
gungsregelung im kantonalen nichtigkeitsbeschwerdeverfah -
ren vgl. Fn 120.

133 Zur Bemessung der Parteientschädigung vgl. Y. ARtHo Von

GUntEn (Fn 8), 125. Zur Kosten- und Entschädigungsrege-
lung im kantonalen nichtigkeitsbeschwerdeverfahren vgl.
Fn 120.

134 Zur Bemessung der Parteientschädigung vgl. Y. ARtHo Von

GUntEn (Fn 8), 125.
135 Fn 134.
136 Fn 134.
137 §§ 259 ff. ZPo ZH. Gegen Rechtsöffnungsentscheide ist im

Kanton Zürich nur das (ausserordentliche) kantonale Rechts-
mittel der nichtigkeitsbeschwerde gegeben, soweit mit dem
Rechtsöffnungsentscheid nicht auch ein Exequaturentscheid
getroffen wurde. § 272 Abs. 2 Ziff. 3 ZPo ZH.

138 Vgl. Fn 137. Zur Gabelung des Rechtsmittelweges vgl. MAR-
tin BERnEt/nAtHALiE VoSER, Praktische Fragen im Zusam-
menhang mit Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Urteile nach iPRG, SZiER 4/2000, 470 f.

139 Die Praxis ist uneinheitlich, vgl. vorne Ziff. 27.
140 Art. 18 f. SchKG.


